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NACH DER WAHL BEGINNT 
DIE VERANTWORTUNG.
WIR HELFEN DABEI.

KOMMUNALWERKSTATT 
„FIT FÜR RAT UND FRAKTION“

BILDUNG FÜR ALLE, DIE VERANTWORTUNG VOR ORT ÜBERNEHMEN 
KPV Bildungswerk Niedersachsen e.V. | Loebensteinstr. 30 | 30175 Hannover

Samstag, 10. Oktober 2026, 
09.30 bis 14.30 Uhr, in Hannover

Orientierung für neue Ratsmitglieder.
Impulse für erfahrene Kommunalpolitiker.
Praxisnahe Workshops, Austausch und Vernetzung 
mit Engagierten aus ganz Niedersachsen.

www.kpv-bildungswerk-nds.de

Jetzt anmelden:

THOMAS (46),
KORALLENZÜCHTER

AUS BERLIN

FREIZEIT-FREIHEIT IST EINE INFORMATIONSKAMPAGNE VON LÖWEN ENTERTAINMENT ZUM LEITBILD EINER LIBERALEN FREIZEITKULTUR.
ECHTE MENSCHEN. VOLLJÄHRIGKEIT DOKUMENTIERT. DIE MITWIRKENDEN ERHIELTEN EINE AUFWANDSENTSCHÄDIGUNG FÜR DIE TEILNAHME AM KAMPAGNENSHOOTING. 
DIE ABGEBILDETEN PERSONEN ARBEITEN NICHT FÜR EIN UNTERNEHMEN DER LÖWEN-GRUPPE ODER SIND MIT DIESEN AUSSERHALB DES SHOOTINGS VERBUNDEN. 
INFORMATIONEN: FREIZEIT-FREIHEIT.DE. VERANTWORTLICH I.S.D. PRESSERECHTS: LÖWEN ENTERTAINMENT GMBH, FREIZEITFREIHEIT@LOEWEN.DE

KORALLEN ZÜCHTEN, ROLLER RESTAURIEREN, 
EISBADEN, RETRO-KONSOLEN SAMMELN, EXTREMSPORT, 
SPIELHALLEN BESUCHEN ODER DACHZELTEN?

„MUSS MAN NICHT VERSTEHEN.  
DENN FREIZEIT-FREIHEIT IST VIELFÄLTIG – UND EIN GRUNDRECHT.“

LÖWEN ENTERTAINMENT MACHT SICH STARK          
FÜR EIN NEUES LEITBILD LIBERALER FREIZEITKULTUR.                    
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Besuchen Sie unsere Aussteller:

BGE Bundesgesellschaft  
für Endlagerung mbH  
Infostelle Konrad 
Chemnitzer Straße 27b, 38226 Salzgitter 
www.bge.de  

Debeka Krankenversicherungsverein a. G. 
Ferdinand-Sauerbruch-Str. 18, 56058 Koblenz 
www.debeka.de 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Politisches Bildungsforum Niedersachsen 
Leinstraße 8, 30159 Hannover 
www.kas.de	  

KVN - Kassenärztliche Vereinigung  
Niedersachsen 
Berliner Allee 22, 30175 Hannover 
www.kvn.de 

Teamraum

Anm
eldung

Anm
eldung

Parteitags-Messe

Gastronomie

LA
V

BGE
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N
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E
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ka

TOR TOR

UBG

Catering

Landesapothekerverband  
Niedersachsen e.V.  
Rendsburger Str. 24, 30659 Hannover 
www.lav-nds.de 

Landesverband Erneuerbare Energien  
Niedersachsen|Bremen e.V. 
Herrenstraße 6, 30159 Hannover 
www.lee-nds-hb.de 

UBG Union Betriebs-GmbH  
Egermannstraße 2, 53359 Rheinbach 
www.ubg365.de
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Wir danken unseren Sponsoren,
Ausstellern und Unterstützern:

DOMIZIL
Verwaltungs- und  Verlagsgesellschaft 

Niederdeutsche Stimmen mbH

Wiesenhof
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Wir bringen Ihre Energie 
ins Netz
Sichere Netze sind das Rückgrat der Energiewende, um jeden Tag eine zuverlässige und 
flächendeckende Versorgung von Unternehmen und Haushalten in Deutschland mit 
Energie zu gewährleisten. Erneuerbare Energien tragen zum Klimaschutz bei, doch die 
schwankenden Einspeiseleistungen von Windkraft- oder Solaranlagen machen eine 
umfangreiche Anpassung der Netzinfrastruktur notwendig. 
Dafür stecken wir jede Menge Energie in den Aus- und Umbau unserer Netze.

Zukunft beginnt zusammen

Avacon Netz GmbH
Schillerstraße 3
38350 Helmstedt
kommunal.avacon.de
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Tagesordnung
 	 10:00 Uhr Beginn des Landesparteitages
01	 Eröffnung 

Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähig-
keit, Genehmigung der Tagesordnung, der 
Verfahrens- und Wahlordnung

02	 Wahl der Tagungsleitung  
und der Parteitagskommissionen 

	� Tagungspräsidium
	� Mandatsprüfungskommission
	� Stimmzählkommission
	� Antragskommission

03	 Ehrung verstorbener Mitglieder

04	 Geistliches Wort 
Weihbischof Wilfried Theising 
Bischöflich Münstersches Offizialat Vechta

05	 Grußworte

	 			  Tobias Gerdesmeyer 
			  Landrat des Landkreises Vechta

	 			  Jochen Steinkamp 
			  Vorsitzender des  
			  CDU-Landesverbandes Oldenburg

06			  	 Bericht des Landesvorsitzenden 
			  Sebastian Lechner MdL

07	 Aussprache

08	 „Ganz klar Kommunalwahl.“ | Panel 1
	� Kai Seefried 

Landrat des Landkreises Stade
	� Katharina Pötter  

Oberbürgermeisterin der Stadt Osnabrück
	� Elisabeth Meyer 

Landratskandidatin des  
Landkreises Hameln-Pyrmont

	� Dennis Weilmann  
Oberbürgermeister der Stadt Wolfsburg

09	 „Ganz klar:  
Niedersachsen beginnt vor Ort“ 
Kommunalwahlaufruf der  
CDU in Niedersachsen 
Einbringung des Leitantrages

				   Dr. Marco Mohrmann MdL 
			  Generalsekretär der  
			  CDU in Niedersachsen

				   Volker Meyer 
			  Landrat des Landkreises Diepholz

	 anschl. Beratung und Beschlussfassung  
der Änderungsanträge zum Leitantrag

10	 „Ganz klar Kommunalwahl.“ | Panel 2
	� Anna Frohn  

Bürgermeisterkandidatin  
der Stadt Vechta

	� Jann Christian Hegewald 
Bürgermeisterkandidat  
der Stadt Friesoythe

	� Sandra Röse 
Bürgermeisterin der Gemeinde Oyten

11	 Antragsberatung
	� Satzungsänderungsanträge
	� Sachanträge

12	 			  Rede Gordon Schnieder MdL 
			  Ministerpräsident des Landes 
			  Rheinland-Pfalz

13		  Schlusswort des Landesvorsitzenden

	 Ende des Landesparteitages  
voraussichtlich ca. 15.00 Uhr
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Tagungshinweise
Anmeldeschluss
Der Anmeldeschluss für alle Teilnehmer war 
der 5. Juni 2026.

Antragsschluss
Antragsschluss zum Parteitag für die antrags-
berechtigten Verbände und Vereinigungen war 
der 30. April 2026, 12.00  Uhr (schriftlicher 
Eingang in der Landesgeschäftsstelle über das 
Onlineformular). Antragsberechtigt sind der 
Landesvorstand, die Landes- und Bezirksver-
bände, die Kreisverbände sowie die Vereini-
gungen, Sonderorganisationen, Themennetz-
werke, Arbeitskreise und Projektgruppen auf 
Niedersachsen-Ebene. Während des Partei-
tages können „Initiativanträge“ nur zu aktuel-
len bei Antragsschluss nicht vorhersehbaren 
politischen Fragestellungen und Sachverhal-
ten mit Unterzeichnung durch mindestens 30 
Delegierte eingebracht werden.

Tagungsbeitrag
Der Tagungsbeitrag beträgt 30,00 € für Dele-
gierte und für Gäste.

Benachrichtigung von Ersatzdelegierten
Delegierte, die nicht am Parteitag teilnehmen 
können, leiten diese Einladung sofort an ihre 
Kreisgeschäftsstelle weiter, damit von dort aus 
Ersatzdelegierte benachrichtigt werden kön-
nen.

Veranstaltungsort und Tagungsbüro
Das Tagungsbüro ist am 20. Juni 2026 ab 9.00 
Uhr bis zum Ende des Parteitages geöffnet und 
unter folgender Adresse erreichbar:

VEC-Hallen, Buchholzstraße 14 
49377 Vechta 
Telefon: +49 511 27991-55 
E-Mail: lpt@cdu-niedersachsen.de

Tagungsunterlagen
Die Tagungsunterlagen wurden den Delegierten, 
deren Anmeldung rechtzeitig vorlag, am 12. Juni 
2026 zugeschickt.

Organisationsleitung
Landesgeschäftsführer Christian Meyer 
Mitarbeiterin Alexandra Zontiri 
Wilfried-Hasselmann-Haus 
Loebensteinstraße 30 
30175 Hannover 
Telefon: +49 511 2799127 
E-Mail: zontiri@cdu-niedersachsen.de

Pressebetreuung
Bitte wenden Sie sich an unsere Pressestelle. 
Telefon: +49 511 27991-30 
E-Mail: presse@cdu-niedersachsen.de
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Wahl der Kommissionen 

Der Vorstand der CDU in Niedersachsen schlägt 
vor:

Mandatsprüfungskommission

Vorsitzender
	� Uwe Rebitzky

Beisitzer
	� Melanie Homeier
	� Jeannette Stege

Stimmzählkommission

Vorsitzender
	� Gero Wessel

Stellv. Vorsitzender
	� Uwe Rebitzky

Beisitzer
	� Sarah Grabenhorst-Quidde
	� Ralf Jurczyk
	� Philipp Wünschel
	� Jana Petrulat
	� Kevin Podeszwa
	� Jens Richter

Antragskommission 
Der Landesvorstand hat zur Vorbereitung die-
ses Parteitages die folgende Antragskommis-
sion einberufen:
Vorsitzender:
Generalsekretär Dr. Marco Mohrmann MdL 
Landes- und Bezirksverbände:

	� LV Braunschweig: Sophie Ramdor MdL
	� LV Oldenburg: Björn Thümler MdL
	� BV Elbe-Weser: Dr. Dennis Ugurcu
	� BV Hannover: Martina Machulla MdL
	� BV Hildesheim: David Artschwager
	� BV Nordostniedersachsen: Felix Petersen
	� BV Osnabrück-Emsland: Christian Fühner 

MdL
	� BV Ostfriesland: Wolfgang Kottland

Vereinigungen:
	� CDA: Eike Holsten MdL
	� EAK: Dr. Katja Sommer  
	� Frauen Union: Mareike Wulf MdB
	� Junge Union: Karoline Czychon
	� KPV: Simone Göhner
	� MIT: Ellen Keck-Wolterding
	� Senioren Union: Manfred Gröne
	� UdVA: Jendrik Wüstenberg

Sonderorganisationen beratend:
	� LSU: Matthias Eitenbenz 
	� RCDS: Marie-Claire Ritter   
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Verfahrensordnung
1. Alle Anträge, die bis zum 30. April 2026, 
12.00 Uhr, in der Landesgeschäftsstelle ein-
gegangen sind, liegen dem Parteitag vor. An-
tragsberechtigt sind der Landesvorstand, die 
Landes-, Bezirks- und Kreisverbände sowie die 
Vereinigungen und Sonderorganisationen, die 
Themennetzwerke und Ad-hoc-Kommissionen 
und Projektgruppen auf Niedersachsen-Ebe-
ne. Während des Parteitages können „Initiativ-
anträge“ nur zu aktuellen, bei Antragsschluss 
nicht vorhersehbaren politischen Fragestel-
lungen und Sachverhalten mit Unterzeichnung 
durch mindestens 30 Delegierte eingebracht 
werden. Der Antragsschluss für Initiativanträ-
ge wird auf den 20. Juni 2026, 11.00 Uhr, fest-
gesetzt.
2. Der Landesvorstand hat zur Vorbereitung des 
Parteitages eine Antragskommission berufen. 
Die Antragskommission hat alle vorliegenden 
Anträge beraten und gibt dem Parteitag Emp-
fehlungen für die Behandlung der Anträge. Die 
Antragskommission und der Landesvorstand 
sind berechtigt, Abänderungs- und Ergän-
zungsanträge zu Anträgen, die dem Parteitag 
vorliegen, zu stellen. Sie kann auch mehrere 
vorliegende Anträge zum gleichen Gegenstand 
in einem eigenen Antrag zusammenfassen.
3. Redeberechtigt auf dem Landesparteitag 
sind alle stimmberechtigten Delegierten, die 
Mitglieder des CDU-Landesvorstandes, der An-
tragskommission sowie die Vertreter der Ver-
einigungen gemäß § 6 (1) c.
4. Alle Anträge werden, sobald sie aufgerufen 
sind, zunächst mit dem Votum der Antrags-
kommission vorgestellt. Die Antragskommis-

sion kann vorschlagen, dass mehrere Anträge 
gemeinsam behandelt, begründet, beraten und 
abgestimmt werden.
5. Wortmeldungen zu den einzelnen Anträgen 
erfolgen schriftlich unter Angabe des Themas. 
Sprecher, die sich zur Beratung zu Wort mel-
den, haben mit ihrer Wortmeldung anzugeben, 
ob sie für oder gegen den entsprechenden An-
trag sprechen wollen.
6. Das Präsidium des Parteitages kann – soweit 
der Fortgang der Beratungen dies erfordert – 
die Aussprache über einzelne Anträge abkür-
zen, indem es die Zahl der Redner/innen be-
grenzt. Dabei sollen in der Regel ebenso viele 
für wie gegen einen Antrag zu Wort kommen. 
Auch bei einer Begrenzung der Rednerzahl ist 
dem Landesvorstand jederzeit das Wort zu ge-
ben.
7. Die Redezeit kann vom Präsidium bis auf 
fünf Minuten, bei Stellungnahmen zu Ge-
schäftsordnungsanträgen bis auf zwei Minuten 
begrenzt werden. Bei einer allgemeinen Be-
grenzung der Redezeit kann das Präsidium des 
Parteitages für grundsätzliche Ausführungen 
zu geschlossenen Sachgebieten eine Redezeit 
bis zum Doppelten der allgemeinen Redezeit 
zulassen.
8. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei Stim-
mengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt (§ 
41 Bundesstatut).
9. Abstimmungen erfolgen durch hochgeho-
bene Stimmkarte, es sei denn, dass ein Viertel 
der anwesenden Stimmberechtigten Geheim-
abstimmung verlangt (§ 42 Bundesstatut).
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Verband Mitglieder 
(Stand 31.03.2026)

Delegierte

Diepholz 1003 7

Hameln-P. 801 6

Hannover-Ld. 3611 25

Hannover-Stadt 1269 9

Nienburg 873 6

Schaumburg 837 6

BV Hannover 8.394 59

Göttingen 1752 12

Hildesheim 1603 11

Holzminden 318 3

Northeim 580 4

BV Hildesheim 4.253 30

Celle 1240 9

Gifhorn 926 7

Harburg-Ld. 1617 11

Lüchow-Dan. 426 3

Lüneburg 772 6

Heidekreis 812 6

Uelzen 717 5

Wolfsburg 478 4

BV Nordostnds. 6.988 51

Cuxhaven 1452 10

Osterholz 513 4

Rotenburg 1633 11

Stade 1046 7

Verden 795 6

BV Elbe-Weser 5.439 38

Aurich 661 5

Emden 103 1

Leer 812 6

Wittmund 379 3

BV Ostfriesland 1.955 15

Verband Mitglieder 
(Stand 31.03.2026)

Delegierte

Aschendorf-H. 1925 13

Grfsch. Benth. 863 6

Lingen 1831 13

Meppen 1291 9

Osnabrück-Ld. 2905 20

Osnabrück-St. 707 5

BV Osnab.-Emsl. 9.522 66

Braunschweig 844 6

Goslar 618 5

Helmstedt 454 4

Peine 802 6

Salzgitter 322 3

Wolfenbüttel 738 5

LV Braunschweig 3.778 29

Ammerland 696 5

Cloppenburg 2880 20

Delmenhorst 218 2

Friesland 472 4

Oldenburg-Ld. 596 4

Oldenburg-St. 390 3

Vechta 2697 18

Wesermarsch 524 4

Wilhelmshaven 294 2

LV Oldenburg 8.767 62

CDU 49.096 350

Landesvorstand 28

Delegierte 378

Delegiertenschlüssel



Telefon 0800 8 88008200
www.debeka.de Das Füreinander zählt.

IHRE DIGITALE SICHERHEIT.
UNSERE PRIORITÄT.

Cyberversicherung

Ein Tarif  für alle! 

A4_Anzeigen_Cybervers_hoch_UKKGD-13900_13042026.indd   1A4_Anzeigen_Cybervers_hoch_UKKGD-13900_13042026.indd   1 13.04.2026   15:41:4713.04.2026   15:41:47
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Deutschlands größte
E-Zustellfl otte wächst weiter.

Mit über 37.500 Fahrzeugen haben
Deutsche Post und DHL die mit Abstand 
größte elektrische Zustellfl otte des Landes. 
Und es werden immer mehr. Erfreulich fürs 
Klima, für Deutschland, für alle.

deutschepost.de/nachhaltigkeit
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Deutschlands größte
E-Zustellfl otte wächst weiter.

Mit über 37.500 Fahrzeugen haben
Deutsche Post und DHL die mit Abstand 
größte elektrische Zustellfl otte des Landes. 
Und es werden immer mehr. Erfreulich fürs 
Klima, für Deutschland, für alle.

deutschepost.de/nachhaltigkeit
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Ganz klar: 
Niedersachsen 
beginnt vor Ort 

Kommunalwahlaufruf der CDU in Niedersachsen  
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2 
 

Vorwort: Niedersachsen beginnt vor Ort 1 

Niedersachsen ist einzigartig – mit all seinen Facetten. Von der Nordseeküste bis zum Harz, von 2 
lebendigen Großstädten bis zu ländlichen Regionen mit weiten Wegen und kleinen Ortschaften. 3 
Niedersachsen ist Industrie- und Agrarland, Mittelstandsstandort, Tourismusregion und 4 
Wissenschaftszentrum zugleich. 5 

Gerade diese Vielfalt ist unsere Stärke. Aber sie bedeutet auch: Politik darf nicht alles über einen 6 
Kamm scheren. Was in einer Großstadt funktioniert, passt nicht automatisch in eine 7 
Flächengemeinde im Wendland oder im Emsland. 8 

Der Staat wird vor allem vor Ort erlebt – im Rathaus, im Bürgerbüro, in der Schule oder bei der 9 
Feuerwehr. Hier zeigt sich, ob Politik unterstützt oder ausbremst. Kommunen sind der Ort, an 10 
dem Bürgerinnen und Bürger staatliches Handeln unmittelbar wahrnehmen. 11 

Für die CDU ist klar: Die kommunale Ebene braucht Vertrauen und Zutrauen. Städte, Gemeinden 12 
und Landkreise wissen am besten, welche Lösungen vor Ort funktionieren. Statt immer neuer 13 
Detailvorgaben aus Hannover braucht es Partnerschaft, Planungssicherheit und 14 
Gestaltungsspielräume. 15 

Die rot-grüne Landesregierung hat in den vergangenen Jahren zahlreiche zusätzliche Standards, 16 
Berichtspflichten und Förderprogramme geschaffen. Viele dieser Regelungen führen dazu, dass 17 
kommunale Verwaltungen immer mehr Zeit mit Dokumentation und Verfahren verbringen, statt 18 
Probleme vor Ort zu lösen. 19 

Gleichzeitig entsteht eine wachsende Schieflage zwischen Landeshaushalt und kommunalen 20 
Haushalten. Während viele Städte, Gemeinden und Landkreise ihre Haushalte kaum noch 21 
ausgleichen können und Investitionen verschieben müssen, baut das Land Rücklagen und 22 
Sondervermögen weiter aus. 23 

Wir wollen einen anderen Weg: mehr Vertrauen, weniger Bürokratie und eine echte 24 
Partnerschaft zwischen Land und Kommunen. 25 

Ganz klar: Starke Kommunen sind machbar – und sie sind der Schlüssel für ein starkes 26 
Niedersachsen. 27 

  28 
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2 
 

Vorwort: Niedersachsen beginnt vor Ort 1 

Niedersachsen ist einzigartig – mit all seinen Facetten. Von der Nordseeküste bis zum Harz, von 2 
lebendigen Großstädten bis zu ländlichen Regionen mit weiten Wegen und kleinen Ortschaften. 3 
Niedersachsen ist Industrie- und Agrarland, Mittelstandsstandort, Tourismusregion und 4 
Wissenschaftszentrum zugleich. 5 

Gerade diese Vielfalt ist unsere Stärke. Aber sie bedeutet auch: Politik darf nicht alles über einen 6 
Kamm scheren. Was in einer Großstadt funktioniert, passt nicht automatisch in eine 7 
Flächengemeinde im Wendland oder im Emsland. 8 

Der Staat wird vor allem vor Ort erlebt – im Rathaus, im Bürgerbüro, in der Schule oder bei der 9 
Feuerwehr. Hier zeigt sich, ob Politik unterstützt oder ausbremst. Kommunen sind der Ort, an 10 
dem Bürgerinnen und Bürger staatliches Handeln unmittelbar wahrnehmen. 11 

Für die CDU ist klar: Die kommunale Ebene braucht Vertrauen und Zutrauen. Städte, Gemeinden 12 
und Landkreise wissen am besten, welche Lösungen vor Ort funktionieren. Statt immer neuer 13 
Detailvorgaben aus Hannover braucht es Partnerschaft, Planungssicherheit und 14 
Gestaltungsspielräume. 15 

Die rot-grüne Landesregierung hat in den vergangenen Jahren zahlreiche zusätzliche Standards, 16 
Berichtspflichten und Förderprogramme geschaffen. Viele dieser Regelungen führen dazu, dass 17 
kommunale Verwaltungen immer mehr Zeit mit Dokumentation und Verfahren verbringen, statt 18 
Probleme vor Ort zu lösen. 19 

Gleichzeitig entsteht eine wachsende Schieflage zwischen Landeshaushalt und kommunalen 20 
Haushalten. Während viele Städte, Gemeinden und Landkreise ihre Haushalte kaum noch 21 
ausgleichen können und Investitionen verschieben müssen, baut das Land Rücklagen und 22 
Sondervermögen weiter aus. 23 

Wir wollen einen anderen Weg: mehr Vertrauen, weniger Bürokratie und eine echte 24 
Partnerschaft zwischen Land und Kommunen. 25 

Ganz klar: Starke Kommunen sind machbar – und sie sind der Schlüssel für ein starkes 26 
Niedersachsen. 27 

  28 
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1. Finanzielle Stabilität ist die Grundlage 29 

Viele Kommunen stehen unter erheblichem Druck. Sozialausgaben steigen, Personalkosten 30 
wachsen und Baupreise sind seit 2020 deutlich gestiegen. Gleichzeitig kommen neue Aufgaben 31 
hinzu – etwa beim Ganztag, bei Integration oder im sozialen Bereich. Für viele Städte, 32 
Gemeinden und Landkreise wird es dadurch immer schwieriger, ihre Haushalte auszugleichen 33 
und notwendige Investitionen umzusetzen. 34 

Hinzu kommt ein erheblicher Investitionsstau. Bundesweit liegt er inzwischen bei über 160 35 
Milliarden Euro – auch Niedersachsen ist davon betroffen. Schulen, Straßen, Brücken und 36 
Verwaltungsgebäude müssen modernisiert werden. Ohne eine verlässliche finanzielle 37 
Grundlage droht kommunale Selbstverwaltung zunehmend auf das Verwalten von 38 
Pflichtaufgaben reduziert zu werden. 39 

Die CDU steht ganz klar für: 40 

• die Erhöhung der Steuerverbundquote um zwei Prozentpunkte und damit rund eine 41 
Milliarde Euro mehr für die kommunale Ebene, damit Städte, Gemeinden und 42 
Landkreise wieder verlässlich planen und investieren können. 43 

• die konsequente Umsetzung des Konnexitätsprinzips: Neue Aufgaben für Kommunen 44 
nur mit voller Finanzierung. Die Kosten neuer Landesgesetze sollen künftig unabhängig 45 
ermittelt werden. Danach gilt: Das Land übernimmt die Kosten – oder verzichtet auf das 46 
Vorhaben. 47 

• die Neuauflage der kommunalen Zukunftsverträge zur Reduzierung kommunaler 48 
Kassenkredite, verbunden mit klaren Konsolidierungsvereinbarungen und nachhaltiger 49 
Haushaltsführung. 50 

• den regelmäßigen strukturierten Austausch zwischen Land und Kommunen über die 51 
Entwicklung der öffentlichen Finanzen, damit notwendige Anpassungen frühzeitig und 52 
partnerschaftlich vorgenommen werden können. 53 

• den Einsatz für eine grundlegende Neuordnung der Finanzbeziehungen zwischen 54 
Bund, Ländern und Kommunen, damit Aufgaben, Verantwortung und Finanzierung 55 
wieder klarer zugeordnet werden und die kommunale Ebene dauerhaft handlungsfähig 56 
bleibt. 57 

Ganz klar: Solide Finanzierung für unsere Kommunen ist machbar – und Voraussetzung für 58 
echte Selbstverwaltung.  59 
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2. Bürokratie abbauen, Bürgerservice verbessern und Wirtschaft stärken 60 

Eine leistungsfähige kommunale Verwaltung ist ein wichtiger Standortfaktor für Wirtschaft und 61 
Beschäftigung. Unternehmen investieren dort, wo Genehmigungen planbar sind, Verfahren zügig 62 
ablaufen und Entscheidungen vor Ort getroffen werden können. Gerade für Mittelstand und 63 
Handwerk sind funktionierende Verwaltungsstrukturen entscheidend. 64 

In vielen Kommunen erschweren jedoch komplexe Vorschriften, Berichtspflichten und 65 
Förderprogramme die Arbeit der Verwaltung. Das bindet Personal und verzögert 66 
Entscheidungen. Investitionen dauern länger, Genehmigungen werden komplizierter und 67 
wirtschaftliche Entwicklung wird gebremst. 68 

Die CDU setzt deshalb auf einen Perspektivwechsel: weniger Bürokratie, mehr Vertrauen in die 69 
kommunale Ebene und schnellere Verfahren. 70 

Die CDU steht ganz klar für: 71 

• die deutliche Reduzierung der kommunalen Förderprogramme des Landes und die 72 
Überführung der Mittel in den Kommunalen Finanzausgleich, damit Kommunen 73 
eigenverantwortlich über Investitionen und wirtschaftliche Entwicklung entscheiden 74 
können. 75 

• das Bürokratie-Aufbaumoratorium, damit neue Landesgesetze keine zusätzlichen 76 
Bürokratielasten für Kommunen und Unternehmen erzeugen. 77 

• die Herausnahme der Kommunen aus dem Tariftreue- und Vergabegesetz, damit 78 
kommunale Investitionen schneller umgesetzt werden können und regionale 79 
Unternehmen bessere Chancen bei öffentlichen Aufträgen erhalten. 80 

• die Abschaffung unnötiger Schriftformerfordernisse, damit Verwaltungsverfahren 81 
vollständig digital abgewickelt werden können. 82 

• die konsequente Umsetzung des “Einmal-reicht-Grundsatzes", damit Bürgerinnen, 83 
Bürger und Unternehmen Daten gegenüber Behörden nur einmal angeben müssen. 84 

• die Nutzung bewährter Softwarelösungen anderer Bundesländer und aus dem Markt, 85 
statt kostenintensiver Eigenentwicklungen. 86 

• den Einsatz KI-gestützter Systeme zur Unterstützung von Verwaltungsverfahren, um 87 
Routinetätigkeiten zu automatisieren und Fachkräfte zu entlasten. 88 

• landesweit einheitliche Standards und kompatible IT-Systeme, damit digitale 89 
Verwaltungsleistungen über alle Verwaltungsebenen hinweg reibungslos funktionieren.“ 90 

Ganz klar: Weniger Bürokratie und schnellere Verfahren sind machbar – und sie verbessern 91 
den Bürgerservice, stärken Wirtschaft, Arbeitsplätze und Investitionen vor Ort. 92 

  93 
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3. Wohnen und Bauen ermöglichen 94 

Bezahlbares Wohnen ist eine der großen sozialen Fragen unserer Zeit. In vielen Regionen 95 
Niedersachsens steigt die Nachfrage nach Wohnraum, während Baukosten und 96 
Grundstückspreise zunehmen. Familien, junge Menschen und auch ältere Bürgerinnen und 97 
Bürger suchen bezahlbare Wohnungen und Häuser. 98 

Gleichzeitig berichten viele Kommunen, dass Bauvorhaben immer länger dauern. Komplexe 99 
Vorschriften und aufwendige Genehmigungsverfahren bremsen Investitionen. Projekte scheitern 100 
häufig nicht am fehlenden Interesse, sondern an langen Verfahren und komplizierten 101 
Regelungen. 102 

Die CDU steht ganz klar für: 103 

• die Erstattung der Grunderwerbsteuer für selbstgenutztes Wohneigentum, um 104 
Familien beim Erwerb eines Eigenheims zu entlasten. 105 

• die deutliche Beschleunigung von Bauleit- und Genehmigungsverfahren, etwa durch 106 
digitale Bauanträge und verbindliche Bearbeitungsfristen. 107 

• die Aktivierung von Bauland durch klare Fristen, kooperative Lösungen und einen 108 
fairen Flächenausgleich, um bezahlbaren Wohnraum vor Ort zu schaffen. 109 

• die gezielte Stärkung kommunaler Wohnungsbaugesellschaften, um bezahlbaren 110 
Wohnraum vor Ort zu sichern, sowie die Abschaffung der gescheiterten rot-grünen 111 
Landeswohnungsgesellschaft, deren Aufgaben besser vor Ort wahrgenommen werden 112 
können. 113 

• eine Überprüfung landesrechtlicher Regelungen im Baubereich, um alles zu streichen, 114 
was das Bauen unnötig verteuert und Baukosten zu senken. 115 

Ganz klar: Bezahlbares Wohnen und zügiges Bauen sind machbar – wenn Verfahren 116 
schneller werden, unnötige Vorschriften abgebaut werden und Familien beim 117 
Eigentumserwerb entlastet werden.  118 

  119 
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4. Bildung beginnt in der Kommune 120 

Bildungspolitik wird häufig auf Landesebene diskutiert. In der Praxis entscheidet sich jedoch vor 121 
allem vor Ort, ob Bildung gut funktioniert. Kommunen sind Schulträger und investieren in 122 
Gebäude, Sporthallen, Mensen und digitale Infrastruktur. 123 

Viele Schulen sind sanierungsbedürftig, gleichzeitig steigen die Anforderungen durch Ganztag, 124 
Inklusion und Digitalisierung. Kommunale Schulträger brauchen deshalb klare Zuständigkeiten, 125 
verlässliche Finanzierung und praktikable rechtliche Rahmenbedingungen. 126 

Die Bilanz der rot-grünen Bildungspolitik zeigt jedoch, dass Anspruch und Wirklichkeit häufig 127 
auseinanderfallen. Neue Vorgaben werden beschlossen, ohne dass Finanzierung und 128 
Umsetzung ausreichend geklärt sind. Kommunen müssen gesetzliche Ansprüche umsetzen, 129 
ohne dass Ressourcen oder rechtliche Klarheit rechtzeitig bereitstehen. 130 

Statt immer neuer Ankündigungen braucht es eine verlässliche Partnerschaft zwischen Land 131 
und Kommunen und eine frühzeitige Einbindung der kommunalen Schulträger. 132 

Die CDU steht ganz klar für: 133 

• eine verlässliche Finanzierung des Ganztagsanspruchs durch Land und Bund. 134 

• klare landesweite Erlasse und rechtliche Rahmenbedingungen für die Umsetzung 135 
des Ganztagsanspruchs, damit Schulträger frühzeitig planen, investieren und 136 
notwendige Strukturen verlässlich aufbauen können. 137 

• ein Digitalbudget für Schulen und Schulträger, mit dem digitale Infrastruktur, Wartung 138 
und IT-Support finanziert werden können statt der landesweiten Tablet-Anschaffung 139 
durch Rot-Grün. Diese bringt dazu noch ungeklärte organisatorische und finanzielle 140 
Lasten mit sich. 141 

• mehr Flexibilität bei der Organisation von Ganztagsangeboten, damit Kommunen 142 
lokale Kooperationen mit Vereinen, Musikschulen und sozialen Trägern besser nutzen 143 
können. 144 

• weniger bürokratische Vorgaben im Schulbau und bei Schulumbauten, damit 145 
Kommunen notwendige Erweiterungen für Ganztag, Digitalisierung und moderne 146 
Lernformen schneller umsetzen können. 147 

Ganz klar: Gute Bildung ist machbar – mit klaren Zuständigkeiten und verlässlicher 148 
Finanzierung.  149 
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5. Familien brauchen Verlässlichkeit 150 

Kommunale Politik prägt den Alltag von Familien. Ob Kita-Platz, Schulweg oder Freizeitangebot – 151 
viele Entscheidungen, die Familien betreffen, werden vor Ort getroffen. Städte und Gemeinden 152 
sorgen dafür, dass Betreuung, Bildung und Freizeitangebote erreichbar und verlässlich 153 
organisiert sind. 154 

Gleichzeitig stehen viele Kommunen bei der Kinderbetreuung vor großen Herausforderungen. 155 
Der Bedarf an Betreuungsplätzen steigt, während gleichzeitig Fachkräfte fehlen. Viele 156 
Einrichtungen arbeiten bereits an der Grenze ihrer personellen Möglichkeiten. 157 

Das Niedersächsische Kita-Gesetz hat in den vergangenen Jahren zusätzliche Standards 158 
geschaffen, ohne den Kommunen ausreichend Spielraum für pragmatische Lösungen zu geben. 159 
Starre Personalvorgaben erschweren es vielerorts, vorhandene Fachkräfte flexibel einzusetzen 160 
und Betreuungsangebote verlässlich zu organisieren. Andere Bundesländer zeigen, dass hier 161 
mehr Flexibilität möglich ist, ohne die Qualität der Betreuung zu gefährden. 162 

Familien brauchen verlässliche Angebote, und Kommunen brauchen praktikable 163 
Rahmenbedingungen, um diese Angebote vor Ort sicherzustellen. 164 

Die CDU steht ganz klar für: 165 

• die Überarbeitung des Niedersächsischen Kita-Gesetzes, um bürokratische Vorgaben 166 
zu reduzieren und den Kommunen mehr Gestaltungsspielraum bei der Organisation der 167 
Kinderbetreuung zu geben. 168 

• die Flexibilisierung der Fachkraftquote nach dem Vorbild anderer Bundesländer wie 169 
Nordrhein-Westfalen, damit vorhandene Kita-Fachkräfte besser eingesetzt werden 170 
können und Betreuung auch bei angespanntem Personalmarkt verlässlich organisiert 171 
werden kann. 172 

• den konsequenten Ausbau der dualisierten Erzieherausbildung und eine deutliche 173 
Erhöhung der Ausbildungsplätze in Kitas, um mehr Nachwuchs frühzeitig und praxisnah 174 
für diesen wichtigen Beruf zu gewinnen. 175 

• die verlässliche und planbare Finanzierung der Kinderbetreuung, damit Städte und 176 
Gemeinden dauerhaft ausreichend Betreuungsplätze bereitstellen können. 177 

• die Stärkung der Kindertagespflege als wichtige Ergänzung zur Kita, insbesondere im 178 
ländlichen Raum und bei flexiblen Betreuungszeiten. 179 

Ganz klar: Gute Rahmenbedingungen für Familien sind machbar – mit verlässlichen 180 
Angeboten und mehr Vertrauen in die Kommunen.  181 
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6. Soziales und Gesundheit vor Ort stärken 182 

Eine gute Gesundheitsversorgung gehört zu den grundlegenden Voraussetzungen für 183 
Lebensqualität. Gerade im ländlichen Raum wird jedoch zunehmend deutlich, dass 184 
medizinische Versorgung nicht überall selbstverständlich ist. 185 

Hausarztpraxen finden vielerorts keine Nachfolger, Wege zu medizinischen Einrichtungen 186 
werden länger und Versorgungsstrukturen geraten unter Druck. Gleichzeitig steigt durch den 187 
demografischen Wandel der Bedarf an medizinischer Betreuung, Pflege und Beratung. 188 

Kommunen erleben diese Herausforderungen unmittelbar. Sie kennen die Situation vor Ort und 189 
können dazu beitragen, neue Wege der Versorgung zu unterstützen und bestehende Strukturen 190 
zu stärken. Voraussetzung dafür ist, dass Land und Bund den Kommunen den notwendigen 191 
Handlungsspielraum geben. 192 

Die CDU steht ganz klar für: 193 

• den Ausbau des Delegationsmodells in der medizinischen Versorgung nach dem 194 
Vorbild der früheren Gemeindeschwester, etwa durch kommunale 195 
Gesundheitspflegerinnen und -pfleger, die Hausärzte unterstützen, aufsuchend arbeiten 196 
und bedürftige Menschen begleiten. 197 

• die Stärkung kommunaler medizinischer Versorgungszentren sowie regionaler 198 
Gesundheitszentren, damit Kommunen aktiv dazu beitragen können, hausärztliche 199 
Versorgung zu sichern und verschiedene medizinische Angebote besser zu vernetzen. 200 

• die flächendeckende Hebammenversorgung, durch wirtschaftlich tragfähige 201 
Rahmenbedingungen für Beleghebammen und eine praxisnahe Ausbildung zur 202 
Sicherung des Nachwuchses. 203 

• eine verlässliche Krankenhausplanung des Landes mit dem Ziel einer 204 
flächendeckenden Notfallversorgung, damit medizinische Hilfe auch außerhalb der 205 
großen Städte schnell erreichbar bleibt. 206 

• einen landesseitigen Liquiditätsfonds für Krankenhäuser in Niedersachsen, 207 
über den das Land eigenkapitalgleiche Liquiditätskredite bereitstellt und 208 
Krankenhäuser unmittelbar von Kreditlasten entlastet, damit notwendige 209 
Investitionen und der laufende Betrieb bis zum Greifen der Krankenhausreform 210 
gesichert werden können. 211 

Ganz klar: Eine wohnortnahe und verlässliche Gesundheitsversorgung ist machbar, wenn 212 
wir Kommunen stärker einbinden und neue Versorgungsmodelle ermöglichen.  213 
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Ganz klar: Eine wohnortnahe und verlässliche Gesundheitsversorgung ist machbar, wenn 212 
wir Kommunen stärker einbinden und neue Versorgungsmodelle ermöglichen.  213 
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7. Sicherheit ist kommunale Realität 214 

Sicherheit wird im Alltag erlebt – auf dem Heimweg, am Bahnhof oder im Wohnviertel. Wenn 215 
Menschen sich unsicher fühlen, wirkt sich das unmittelbar auf ihre Lebensqualität aus. 216 

Kommunale Ordnungsbehörden, Polizei, Feuerwehren und Rettungsdienste sorgen täglich 217 
dafür, dass Sicherheit vor Ort gewährleistet ist. Gerade Städte und Gemeinden erleben 218 
unmittelbar, wo Probleme entstehen – etwa an Bahnhöfen, in Innenstädten oder bei größeren 219 
Veranstaltungen. Deshalb braucht es eine enge Zusammenarbeit zwischen kommunalen 220 
Behörden und der Polizei sowie klare Zuständigkeiten. 221 

Gleichzeitig verändern sich Sicherheitsanforderungen. Neue technische Möglichkeiten, bessere 222 
Vernetzung und moderne Ausstattung können dazu beitragen, Gefahren schneller zu erkennen 223 
und Einsatzkräfte gezielter zu unterstützen. 224 

Die CDU steht ganz klar für: 225 

• den gezielten Ausbau von Videoüberwachung an Kriminalitätsschwerpunkten und 226 
besonders sensiblen Orten, etwa an Bahnhöfen oder in Innenstädten, einschließlich 227 
moderner Analyseverfahren und des Einsatzes künstlicher Intelligenz zur schnelleren 228 
Auswertung von Bildmaterial. 229 

• die engere und verbindlich geregelte Zusammenarbeit zwischen Polizei und 230 
kommunalen Ordnungsbehörden, etwa durch gemeinsame Lagebilder, regelmäßigen 231 
Informationsaustausch und abgestimmte Einsatzkonzepte bei Veranstaltungen oder in 232 
Sicherheitslagen. 233 

• die engere und verbindlich geregelte Zusammenarbeit zwischen Polizei, 234 
kommunalen Ordnungsbehörden und Rettungsdiensten, mit gemeinsamen 235 
Lagebildern, abgestimmten Einsatzkonzepten und klaren Informationswegen bei 236 
Gefahrenlagen.  237 

• ein landesweit abgestimmtes Konzept für den Katastrophenschutz, das 238 
Zuständigkeiten klar regelt, Strukturen besser verzahnt und Kommunen bei Planung, 239 
Ausbildung und Ausstattung stärker unterstützt. 240 

• gezielte Stärkung der kommunalen Feuerwehren und des Katastrophenschutzes, 241 
insbesondere durch einen höheren Anteil der Feuerschutzsteuer für Investitionen in 242 
Fahrzeuge, Ausrüstung und Ausbildung. 243 
 244 

• den Ausbau der Lehrkapazitäten an der Niedersächsischen Akademie für Brand- 245 
und Katastrophenschutz (NABK), damit ausreichend Ausbildungsplätze für Feuerwehr 246 
und Katastrophenschutz zur Verfügung stehen und Lehrgänge schneller angeboten 247 
werden können. 248 

Ganz klar: Mehr Sicherheit ist machbar – durch gute Zusammenarbeit, moderne Technik 249 
und eine starke Unterstützung unserer Einsatzkräfte.  250 



Landesparteitag 2026

26

10 
 

8. Mobilität und Infrastruktur sichern 251 

Mobilität ist Voraussetzung für gleichwertige Lebensverhältnisse. Sie entscheidet darüber, ob 252 
Menschen zur Arbeit kommen, Kinder ihre Schule erreichen oder ältere Menschen am 253 
gesellschaftlichen Leben teilnehmen können. 254 

Gerade in einem Flächenland wie Niedersachsen spielen kommunale Straßen, 255 
Busverbindungen und neue Mobilitätsangebote eine zentrale Rolle. Gleichzeitig stehen viele 256 
Städte, Gemeinden und Landkreise vor erheblichen Herausforderungen: Infrastruktur muss 257 
saniert, Verkehrsangebote ausgebaut und neue Mobilitätsformen entwickelt werden. 258 

Damit Mobilität auch in Zukunft zuverlässig funktioniert, braucht es verlässliche Finanzierung 259 
und praktikable Rahmenbedingungen für die kommunale Ebene. 260 

Die CDU steht ganz klar für: 261 

• die verlässliche und auskömmliche Finanzierung des öffentlichen Nahverkehrs, 262 
damit Städte und Landkreise ihr Angebot stabil halten und weiterentwickeln können. 263 

• die Sicherstellung, dass die Finanzierung des Deutschlandtickets nicht zulasten des 264 
ÖPNV-Ausbaus in der Fläche geht, damit insbesondere ländliche Regionen weiterhin 265 
ausreichend in Bus- und Bahnangebote investieren können. 266 

• flexible Mobilitätsangebote im ländlichen Raum, etwa On-Demand-Verkehre oder 267 
ergänzende Rufbus-Systeme, um bestehende Linienangebote sinnvoll zu ergänzen. 268 

• die stärkere und verlässliche Beteiligung des Landes an der Finanzierung 269 
kommunaler Straßen, damit Städte und Gemeinden notwendige Sanierungen und 270 
Ausbaumaßnahmen langfristig planen und umsetzen können. 271 

Ganz klar: Verlässliche Mobilität für alle ist machbar – in der Stadt ebenso wie auf dem 272 
Land.  273 
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9. Gemeinschaft stärken in Stadt und Land 274 

Das gesellschaftliche Leben in Niedersachsen wird in hohem Maße von ehrenamtlichem 275 
Engagement getragen. Vereine, Initiativen, freiwillige Feuerwehren und kulturelle Einrichtungen 276 
prägen das Leben in unseren Städten und Gemeinden. 277 

Gerade in kleineren Gemeinden und ländlichen Regionen sind Vereine und Ehrenamt zentrale 278 
Orte des Zusammenhalts. Hier entstehen Begegnungen, Engagement und Verantwortung für das 279 
Gemeinwesen. Damit dieses Engagement bestehen kann, brauchen Vereine verlässliche 280 
Rahmenbedingungen und weniger bürokratische Hürden. 281 

Die CDU steht ganz klar für: 282 

• weniger Bürokratie für Ehrenamtliche, etwa durch vereinfachte Förderverfahren, 283 
weniger Nachweispflichten und praxisnahe Regelungen für Vereine und Initiativen. 284 

• ein verlässliches Sportstätteninvestitionsprogramm des Landes, mit dem Städte und 285 
Gemeinden gemeinsam mit Vereinen Sporthallen, Sportplätze und Vereinsanlagen 286 
sanieren und modernisieren können. 287 

• ein erleichtertes Umnutzungsbaurecht für leerstehende Gebäude in Innenstädten 288 
und Ortskernen, damit ehemalige Ladenflächen schneller für Wohnen, Gastronomie, 289 
Kultur oder Dienstleistungen genutzt werden können. 290 

• die gezielte Stärkung der Jugendarbeit in Vereinen und Initiativen, etwa durch 291 
Unterstützung ehrenamtlicher Jugendleiter, bessere Fördermöglichkeiten und die 292 
stärkere Einbindung von Vereinen in Ganztagsangebote an Schulen. 293 

Ganz klar: Starker Zusammenhalt vor Ort ist machbar – wenn wir Ehrenamt stärken und 294 
Vereine besser unterstützen.  295 
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10. Wahlaufruf: Für starke Kommunen – Ihre Stimme für die CDU 296 

Unsere Landkreise, Städte und Gemeinden sind das Fundament unseres Staates. Wenn sie 297 
handlungsfähig sind, wächst Vertrauen. Wenn sie überfordert sind, entsteht Unsicherheit. 298 
Niedersachsen braucht starke Kommunen – finanziell, organisatorisch und politisch. 299 

Für uns ist klar: Gute Politik für Niedersachsen beginnt vor Ort. Kommunen brauchen keine 300 
Politik des Misstrauens, sondern Vertrauen und Zutrauen in ihre Kompetenz. Städte und 301 
Gemeinden wissen selbst am besten, welche Lösungen vor Ort funktionieren. Wer 302 
Verantwortung trägt, braucht auch die Freiheit, Entscheidungen treffen zu können. 303 

Das Land darf Städte und Gemeinden nicht mit immer neuen Aufgaben und Vorgaben belasten, 304 
ohne für eine verlässliche Finanzierung zu sorgen. Kommunale Selbstverwaltung darf nicht 305 
ausgehöhlt werden. Sie muss gestärkt und mit Leben gefüllt werden. Im Bund setzen wir uns 306 
deshalb dafür ein, die kommunale Ebene spürbar zu entlasten – insbesondere bei 307 
Sozialausgaben sowie bei Investitionen in Bildung und Infrastruktur. 308 

Die CDU in Niedersachsen tritt mit rund 4.000 Kandidatinnen und Kandidaten an, die vor Ort 309 
Verantwortung übernehmen. Sie engagieren sich in Vereinen, Feuerwehren, Elternvertretungen 310 
und sozialen Initiativen oder tragen bereits als Bürgermeisterinnen, Landräte und Ratsmitglieder 311 
Verantwortung. Sie kennen die Herausforderungen ihrer Städte und Gemeinden aus eigener 312 
Erfahrung und stehen für solide Finanzen, praktikable Lösungen und eine Verwaltung, die den 313 
Bürgerinnen und Bürgern dient. 314 

Mit Ihrer Stimme stärken Sie Menschen, die ihre Kommune gestalten wollen – mit Augenmaß, 315 
Verantwortung und klarem Fokus auf das Machbare. Zugleich setzen Sie ein Zeichen gegen die 316 
Politik von Rot-Grün im Land, die die kommunale Ebene zunehmend belastet. Wir bauen auf 317 
Vertrauen statt Misstrauen, auf Zutrauen statt Bevormundung – und auf starke Kommunen als 318 
Fundament unseres Landes. Darum… 319 

Ganz klar: Ein lebenswertes Niedersachsen ist machbar – mit starken Kommunen und 320 
zufriedenen Bürgerinnen und Bürgern. 321 

Ganz klar: Am 13. September CDU. 322 
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Nr. 1 | Zeile 10

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: streiche

Streiche: „im Rathaus, im Bürgerbüro, in der 
Schule oder bei der Feuerwehr.“

Begründung: Keine Nennung einzelner Akteu-
re, damit sich niemand vergessen fühlt. Insge-
samt wird so auch eine Straffung erreicht.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme 
mit Änderung: streiche „bei der Feuerwehr“ 
setze „im Ehrenamt“

Nr. 2 | Zeile 17

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: ersetze

Ersetze „Viele dieser Regelungen führen dazu…“ 
durch „Dieser Bürokratieaufbau führt dazu…“ 

Begründung: Das Schlagwort „Bürokratie“ ist 
etabliert und gleich eingängig.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Ablehnung

Nr. 3 | Zeile 24

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: füge ein

Ergänze: „bessere Finanzausstattung“

Begründung: Geld ist nicht alles, aber ohne 
Geld ist alles nichts. Für Handlungsfähigkeit 
benötigen die Kommunen auch mehr finanziel-
le Spielräume, dies sollte auch im Vorwort auf-
tauchen.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Ablehnung

Nr. 4 | Zeile 36

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: füge ein

Ergänze „Sportstätten“

Begründung: Sportvereine sind soziale Treff-
punkte, die wichtig sind für den Zusammen-
halt. Für ein funktionierendes Vereinsleben 
muss es entsprechende Infrastruktur geben. 
Um die Bedeutung zu betonen, sollte der Begriff 
hier auftauchen

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 5 | Zeile 40

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: füge ein

Einführung von kommunalen Investitionsan-
reizen für KMU, z. B. reduzierte Grundsteuer 
bei Neuinvestitionen, Zuschüsse für Energieef-
fizienz und Digitalisierung

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 6 | Zeile 40

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: füge ein

„Wir wollen Planungssicherheit durch mehr-
jährige Finanzzusagen schaffen, damit Investi-
tionen nicht jedes Jahr neu infrage stehen.“

Begründung: Längere Planungssicherheit

Votum der Antragskommission: Annahme
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Nr. 7 | Zeile 43

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: füge ein

mit einem klaren Ziel: mehr finanzielle Eigen-
ständigkeit vor Ort.

Begründung: Konkretere Formulierung

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 8 | Zeile 44 bis 44

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: ersetze

Ersetze „ die konsequente Umsetzung des Kon-
nexitätsprinzips“ durch „wer bestellt bezahlt“. 

Begründung: Etablierte Redewendung, die für 
den Leser deutlich eingängiger ist.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 9 | Zeile 54

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: füge ein

Wir wollen den Ausbau von Kita-Plätzen be-
schleunigen und gleichzeitig die Qualität si-
chern.

Begründung: 

Votum der Antragskommission: Ablehnung

Nr. 10 | Zeile 66

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: füge ein

Ergänze „ineffiziente“ vor Förderprogramme 

 Begründung: Für den Leser sind Förderpro-
gramme per se nichts Schlechtes. Daher die 
Konkretisierung als „ineffizient“.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Ablehnung

Nr. 11 | Zeile 69

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: ersetze

Die CDU setzt auf einen Perspektivwechsel: 
Genehmigungsverfahren müssen deutlich 
schneller werden — mit verbindlichen Fristen, 
klaren Zuständigkeiten und mehr Vertrauen in 
die kommunale Ebene.

Begründung: Konkreter

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 12 | Zeile 71

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: füge ein

„Einrichtung einer kommunalen Mittelstands-
offensive zur Unterstützung von KMU bei Ge-
nehmigungen, Digitalisierung und Förder-
programmen.“ und „Kommunale Anreize für 
Gewerbeansiedlung und Ausbau von Gründer-
zentren“

Begründung: Die Ergänzungen stärken ge-
zielt die Wettbewerbsfähigkeit der Kommu-
nen, indem kleine und mittlere Unternehmen 
konkret unterstützt, Genehmigungsverfahren 
vereinfacht und Gründungsstrukturen ausge-
baut werden. So werden Bürokratie abgebaut, 
wirtschaftliche Dynamik gefördert und neue 
Arbeitsplätze vor Ort geschaffen.

Votum der Antragskommission: Annahme 
mit Änderung: streiche „Einrichtung einer 
kommunalen Mittelstandsoffensive“ setze „An-
reize für kommunale Mittelstandsoffensiven“

Nr. 13 | Zeile 76

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: ersetze

Ersetze: „das Bürokratie-Aufbaumoratorium“ 
durch „einen Bürokratieabbau“,

Begründung: Anderer Begriff zu technisch, Bü-
rokratieabbau klarer

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme
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Nr. 14 | Zeile 78

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: ersetze

Ersetze: „die Herausnahme der Kommunen 
aus dem Tariftreue- und Vergabegesetz, damit 
kommunale Investitionen schneller umgesetzt 
werden können und regionale Unternehmen 
bessere Chancen bei öffentlichen Aufträgen er-
halten“  durch „mittelstandsgerechte Vergabe-
verfahren, diese wollen wir vereinfachen und 
beschleunigen“

 Begründung: Wir wollen den Mittelstand stär-
ken, diesen aber nicht gegen die Arbeitnehmer 
ausspielen.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Ablehnung

Nr. 15 | Zeile 90

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: füge ein

Ergänze: „und die IT-Sicherheit gewährleistet 
ist“

Begründung: Für das Vertrauen in digitale Sys-
teme und deren Nutzung muss die Sicherheit 
gewährleistet werden.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 16 | Zeile 97

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: füge ein

Bürger in jeder Lebenssituation

Begründung: Ergänzung einer weiteren Auf-
zählung: Steigende Zinsen und explodierende 
Baupreise machen bezahlbares Wohnen derzeit 
fast unmöglich – hier braucht es Antworten, die 
über reine Verfahrensbeschleunigungen hin-
ausgehen. Wohnen muss für alle Lebenssitua-
tionen machbar sein. Wir plädieren daher für 
einen ganzheitlichen Blick, der die Vielfalt der 
heutigen Lebenssituationen abbildet (Allein-
erziehende, Alleinlebende, Familien, Senioren, 
Menschen mit körperlicher Einschränkung, 

Pflegefälle).

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 17 | Zeile 100 bis 102

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: ersetze

Bauen darf nicht länger an überlangen Verfah-
ren scheitern – wir brauchen klare Fristen und 
weniger unnötige Vorschriften.

Begründung: Konkreter

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 18 | Zeile 103

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: füge ein

Kommunen sollen mehr Spielraum bei der Aus-
weisung von Bauflächen erhalten.

Begründung: Mehr Spielraum ermöglicht 
den Kommunen, schneller und passgenau auf 
Wohn- und Gewerbeflächenbedarf zu reagieren 
und so ihre Entwicklung vor Ort zu stärken.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 19 | Zeile 114

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: füge ein

Ergänze neuer Spiegelstrich: „die Selbstver-
pflichtung der Landkreise, Städte und Gemein-
den, den sozialen und barrierefreien Woh-
nungsbau bedarfsgerecht weiterzuentwickeln“ 

Begründung: Die in Zeile 110 genannte Stär-
kung kommunaler Wohnungsbaugesellschaf-
ten führt nicht automatisch zu mehr sozialem 
Wohnraum. In Landkreisen wie Diepholz fehlt 
es massiv an wohngeldfähigem Wohnraum – 
nicht nur für Menschen mit Beeinträchtigun-
gen, sondern auch für junge Familien und Aus-
zubildende.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Ablehnung
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Nr. 20 | Zeile 118

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: füge ein

Ergänze: „Der Erwerb von Wohneigentum für 
Gering- und Durchschnittsverdiener soll wie-
der erschwinglich werden“. 

Begründung: Neben den Familien wollen wir 
weitere Personengruppen den Zugang zu Ei-
gentum ermöglichen.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Ablehnung

Nr. 21 | Zeile 125

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: füge ein

Schulen in freier Trägerschaft

Begründung: Ergänzung hinter „Schulträger“: 
Der Fokus liegt auf kommunalen Schulträgern. 
Die freien Schulen sollten nicht unerwähnt blei-
ben.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 22 | Zeile 133

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: füge ein

„Förderung dualer Ausbildung und praxisna-
her Schul- und Studienangebote in Zusammen-
arbeit mit Handwerk und Mittelstand. Kom-
munale Praktikumsprämie als Pilotprojekt 
einführen. Das Land dabei in die Verantwor-
tung nehmen.“ und „Kommunale Unterstüt-
zung für Berufsschulen und Kooperationen mit 
Unternehmen zur Fachkräftegewinnung.“

Begründung: Ergänzungen stärken die Fach-
kräftesicherung vor Ort, indem sie praxisna-
he Ausbildung fördern, die Zusammenarbeit 
mit Wirtschaft und Schulen intensivieren und 
Kommunen eine aktivere Rolle bei der Gewin-
nung junger Menschen für Ausbildung und Be-
ruf ermöglichen.

Votum der Antragskommission: Ablehnung

Nr. 23 | Zeile 142 bis 144

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: füge ein

Ganztagsangebote brauchen eine verlässliche 
Finanzierung – nicht nur kurzfristige Program-
me, sondern dauerhafte Lösungen.

Begründung: 

Votum der Antragskommission: Annahme 
mit Änderung: „Ganztagsangebote müssen 
dauerhaft durchfinanziert sein.“

Nr. 24 | Zeile 166

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: füge ein

Ergänze: „Unter Beibehaltung der Qualität der 
Betreuung.“

 Begründung: Bei den aktuellen Herausforde-
rungen in Kitas kann die Qualität nicht abge-
senkt werden. In den Kernzeiten muss es eine 
Betreuung und Förderung durch Fachkräfte 
geben.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 25 | Zeile 198

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: streiche

Streiche: „...die Stärkung kommunaler medizi-
nischer Versorgungszentren sowie regionaler 
Gesundheitszentren, damit Kommunen aktiv 
dazu beitragen können, hausärztliche Versor-
gung zu sichern und verschiedene medizini-
sche Angebote besser zu vernetzen.” 

Setze: „...die Stärkung kommunaler sowie ärzt-
lich geführter und von Kliniken getragener Me-
dizinischer Versorgungszentren (MVZ) sowie 
regionaler Gesundheitszentren zur Sicherung 
der haus- und fachärztlichen Versorgung und 
deren Vernetzung.” 

Begründung: (Ergänzung zur Klarstellung): Um 
eine flächendeckende Versorgung zu gewähr-
leisten, müssen neben rein kommunalen Zen-
tren auch klinische und freiberufliche Struktu-
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ren gestärkt werden.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 26 | Zeile 204 bis 206

Antragsteller: KV Hannover-Land

Antrag: ersetze

• eine differenzierte Krankenhausplanung des 
Landes, die den Erhalt einer flächendecken-
den stationären Grund- und Notfallversorgung 
verbindlich absichert. Insbesondere im länd-
lichen Raum dürfen Krankenhausstandorte 
nicht schleichend ausgedünnt oder aufgege-
ben werden. Strukturveränderungen müssen 
sich am Ziel gleichwertiger Lebensverhältnis-
se orientieren und sind nur zulässig, wenn die 
wohnortnahe Notfallversorgung dauerhaft und 
nachweisbar gewährleistet bleibt. Kleine und 
mittlere Krankenhäuser im ländlichen Raum 
sollen gezielt gesichert und weiterentwickelt 
werden – insbesondere durch ihre Stärkung als 
Standorte der Grund- und Notfallversorgung, 
durch sektorenübergreifende Versorgungsmo-
delle sowie durch eine verlässliche Investiti-
ons- und Finanzierungsstrategie des Landes. 
Strukturveränderungen dürfen nicht zu Ver-
sorgungslücken in der Fläche führen, sondern 
müssen aktiv durch neue Versorgungsmodelle 
flankiert werden.

Begründung: Die geplanten Veränderungen in 
der Krankenhauslandschaft bergen die reale 
Gefahr eines schleichenden Rückzugs statio-
närer Versorgung aus dem ländlichen Raum. 
Die bisherigen Aussagen im Leitantrag bleiben 
hierzu zu unverbindlich und lassen offen, ob 
und wie Krankenhausstandorte tatsächlich ge-
sichert werden sollen. Für viele Regionen sind 
Krankenhäuser ein unverzichtbarer Bestand-
teil der Daseinsvorsorge – insbesondere für die 
Notfallversorgung. Längere Fahrzeiten können 
im Ernstfall lebensentscheidend sein. Deshalb 
braucht es klare politische Leitplanken, die 
einen weiteren Abbau von Versorgungsstruk-
turen in der Fläche verhindern. Ein modernes 
Gesundheitskonzept für Niedersachsen muss 
deshalb klar benennen, wie wohnortnahe Ver-
sorgung auch künftig gewährleistet wird.

Votum der Antragskommission: Annahme 
mit Änderung: „• eine differenzierte Kranken-
hausplanung des Landes, die eine flächende-

ckende stationäre Grund- und Notfallversor-
gung in allen Landesteilen in den Blick nimmt. 
Dabei ist dem Ziel gleichwertiger Lebensver-
hältnisse in Stadt und Land besondere Bedeu-
tung beizumessen. Die Krankenhausplanung 
darf nicht zu Lasten der Daseinsvorsorge in 
ländlichen Räumen gehen. Kleine und mittle-
re Krankenhäuser sollen im Rahmen regiona-
ler Versorgungskonzepte weiterentwickelt und 
durch sektorenübergreifende Versorgungs-
modelle sowie eine bedarfsorientierte Investi-
tions- und Finanzierungsstrategie des Landes 
gestärkt werden.

Nr. 27 | Zeile 212

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: füge ein

Neu einfügen (Strichaufzählung): „... den Aus-
bau niederschwelliger Unterstützungsangebo-
te für pflegende Angehörige, die zu spürbaren 
Entlastungen im Alltag führen.“ 

Begründung: Rund 85 % der Pflegebedürftigen 
in Niedersachsen werden zu Hause betreut. Wir 
benötigen vor Ort mehr Beratung, Nachbar-
schaftshilfe und Vernetzung, damit Pflege nicht 
zum Armuts- oder Erschöpfungsrisiko für die 
Familien wird.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 28 | Zeile 249

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: füge ein

Neu einfügen (Strichaufzählung): „... die För-
derung und Schaffung von Begegnungsräu-
men, insbesondere im ländlich strukturierten 
Raum.“ 

Begründung: Wenn Gasthäuser schließen und 
Postfilialen verschwinden, verliert die Demo-
kratie ihre Orte des Austauschs. Ohne physi-
sche Begegnungsräume verlagert sich der Dis-
kurs ins Private oder in soziale Medien, was den 
Austausch mit Andersdenkenden erschwert 
und die gesellschaftliche Spaltung fördert.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme
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Nr. 29 | Zeile 261

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: füge ein

Ausbau der digitalen Infrastruktur in Gewerbe-
gebieten und Smart City Initiativen zur Unter-
stützung lokaler Unternehmen.

Begründung: Die Ergänzung stärkt die Wett-
bewerbsfähigkeit lokaler Unternehmen.

Votum der Antragskommission: Annahme 
mit Änderung: „Ausbau der digitalen Infra-
struktur und Smart City Initiativen.“

Nr. 30 | Zeile 267 bis 268

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: füge ein

Seniorenmobilität stärken, wie z. B. das ver-
günstigte Fahren ab 65 Jahren. Mobilität ist die 
Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe 
im Alter.

Begründung: Ergänzung eines Spiegelstrichs: 
Mobilität muss die Lebensrealität aller Genera-
tionen widerspiegeln.

Votum der Antragskommission: Ablehnung

Nr. 31 | Zeile 268

Antragsteller: KV Diepholz

Antrag: füge ein

Ergänze: „Die Beibehaltung und den Ausbau 
von Landesbuslinien, um hierbei Kreis- und 
Landesgrenzen zu überqueren. 

Begründung: Die Landesbuslinien haben sich 
bewährt und sollten genannt werden. Viele 
Landkreise haben Wegeverbindungen zu ande-
ren Kreisen und Bundesländern. Diese sollten 
durch kooperative Landesbuslinien gestärkt 
werden.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 32 | Zeile 268

Antragsteller: MIT Niedersachsen

Antrag: füge ein

gerade im ländlichen Raum

Begründung: Sehr wichtig im ländlichen Raum

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 33 | Zeile 271

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: füge ein

Zur Förderung des Tourismus und als Anreiz 
zum Fahrradfahren schlagen wir vor: Radfahr-
wege mehr in den Fokus rücken und fördern.

Begründung: Zusätzlicher Spiegelstrich nach 
Zeile 271: Mobilität muss die Lebensrealität al-
ler Generationen widerspiegeln.

Votum der Antragskommission: Annahme 
mit Änderung: „Gleiches gilt für den Radwege-
bau.“

Nr. 34 | Zeile 271

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: füge ein

Ladeinfrastruktur ausbauen: Eine flächende-
ckende und verlässliche Ladeinfrastruktur im 
öffentlichen Raum ist die Grundvoraussetzung 
für das Gelingen der Antriebswende in unseren 
Kommunen.

Begründung: Zusätzlicher Spiegelstrich nach 
Zeile 271: Mobilität muss die Lebensrealität al-
ler Generationen widerspiegeln.

Votum der Antragskommission: Annahme
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Sachanträge
Nr. 1: Schutzwohnungen für Opfer 
häuslicher Gewalt

Antragsteller: KV Wesermarsch

Antrag: Die CDU Niedersachsen setzt sich da-
für ein, dass in allen Landkreisen und kreisfrei-
en Städten des Landes kurzfristig zusätzliche 
Schutzwohnungen für Opfer häuslicher Gewalt 
bereitgestellt werden. Hierzu sollen bestehende 
Einrichtungen durch höhere Landeszuschüsse 
finanziell gestärkt sowie neue, niedrigschwel-
lige Unterbringungsangebote geschaffen wer-
den, um insbesondere Frauen, Kinder und an-
dere gefährdete Personen schnell und sicher 
unterzubringen.

Das Land Niedersachsen wird aufgefordert, ge-
meinsam mit Kommunen, Wohlfahrtsverbän-
den, Frauenhäusern und privaten Trägern ein 
landesweites Konzept zur kurzfristigen und 
unbürokratischen Bereitstellung von zusätz-
lichen Schutzwohnungen zu entwickeln. Die-
ses Konzept soll neben baulichen Maßnahmen 
auch die Unterstützung ehrenamtlicher und 
professioneller Hilfe-Netzwerke umfassen.

Begründung: Die Zahl häuslicher Gewalttaten 
ist in den vergangenen Jahren landesweit ge-
stiegen. Häufig fehlt es an ausreichenden und 
kurzfristig verfügbaren Schutzplätzen, um Be-
troffenen in akuten Notsituationen sofort Si-
cherheit zu gewährleisten.

Frauenhäuser und Schutzeinrichtungen stoßen 
regelmäßig an ihre Kapazitätsgrenzen; beson-
ders in ländlichen Regionen besteht dringender 
Handlungsbedarf.

Eine schnelle, verlässliche Unterbringung 
kann entscheidend sein, um Opfer nachhaltig 
zu schützen und einen Neubeginn zu ermögli-
chen.

Mit der Schaffung zusätzlicher Schutzwohnun-
gen und besserer finanzieller Unterstützung 
der Träger leistet das Land einen wichtigen Bei-
trag zur Stärkung des gesellschaftlichen Zu-
sammenhalts und zur Bekämpfung häuslicher 
Gewalt in Niedersachsen.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 2: Frauenhausplätze in Nieder-
sachsen ausbauen

Antragsteller: KV Wesermarsch

Antrag: Die CDU Niedersachsen setzt sich da-
für ein, die Zahl der Frauenhausplätze und 
vergleichbarer Schutzeinrichtungen in Nieder-
sachsen deutlich auszubauen und bedarfsge-
recht an den Empfehlungen der Istanbul-Kon-
vention auszurichten. Hierzu sollen bestehende 
Frauenhäuser strukturell und finanziell ge-
stärkt, zusätzliche Standorte insbesondere in 
unterversorgten Regionen geschaffen und die 
kommunale Mitfinanzierung rechtlich und fi-
nanziell verlässlich abgesichert werden.

Das Land Niedersachsen wird aufgefordert, ge-
meinsam mit Kommunen, Trägern der Frau-
enhäuser, Wohlfahrtsverbänden und weiteren 
zivilgesellschaftlichen Akteuren ein landeswei-
tes Ausbau- und Finanzierungskonzept zu er-
arbeiten. Dieses Konzept soll insbesondere eine 
verlässliche Grundfinanzierung, eine bedarfs-
gerechte Personalausstattung und die Sicher-
stellung einer ausreichenden Anzahl barriere-
freier Plätze beinhalten.

Begründung: In Niedersachsen wurden im 
Jahr 2024 nach Angaben der Kriminalstatis-
tik 32.545 Fälle häuslicher Gewalt polizeilich 
registriert, was einem erneuten Anstieg von 
rund neun Prozent gegenüber dem Vorjahr ent-
spricht. Betroffen sind überwiegend Frauen 
und Kinder, die in akuten Gefahrensituationen 
auf sichere Schutz- und Zufluchtsräume ange-
wiesen sind.

Nach Angaben des niedersächsischen Sozial-
ministeriums gibt es derzeit 46 Frauenhäuser 
im Land; die vorhandenen Plätze reichen je-
doch trotz punktuell freier Kapazitäten nicht 
aus, um den tatsächlichen Bedarf zu decken, 
insbesondere in Ballungsräumen und Regio-
nen mit hoher Fallzahl häuslicher Gewalt. Auf 
Bundesebene zeigen Auswertungen der Frau-
enhausstatistik und der Diakonie, dass nach 
den Empfehlungen zur Umsetzung der Istan-
bul-Konvention mindestens 21.000 Frauen-



Landesparteitag 2026

38

hausplätze notwendig wären, bundesweit aber 
nur rund 6.800 Plätze zur Verfügung stehen 
und damit ein Defizit von über 14.000 Plätzen 
besteht.

Die Istanbul-Konvention empfiehlt, pro 10.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern mindestens 
einen Frauenhausplatz für Frauen sowie zu-
sätzlich 1,5 Plätze für Kinder vorzuhalten; die-
se Zielmarke wird in Deutschland insgesamt 
deutlich verfehlt. Zwar liegt Niedersachsen mit 
einer Unterbringungsquote von etwa 1,2 bis 1,6 
Plätzen pro 10.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern über dem Niveau mancher anderer 
Länder, bleibt aber klar hinter den Vorgaben 
der Konvention zurück. Ein konsequenter Aus-
bau der Frauenhausplätze in Niedersachsen 
leistet daher einen unverzichtbaren Beitrag 
zum Schutz von Frauen und Kindern vor Ge-
walt, stärkt das Vertrauen in den Rechtsstaat 
und entspricht dem Anspruch der CDU, starke 
und verlässliche Strukturen gegen häusliche 
Gewalt zu schaffen.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 3: Flächendeckende Verfügbar-
keit und zentr. Erfassung

Antragsteller: KV Osnabrück-Land

Antrag: Die CDU setzt sich für eine nachhalti-
ge und strukturelle Verbesserung der Notfall-
versorgung durch eine flächendeckende Ver-
fügbarkeit sowie eine zentrale, verlässliche 
Erfassung von automatisierten externen Defib-
rillatoren (AED) ein.

Das Land soll seiner besonderen Verantwor-
tung gerecht werden und eine Vorbildfunktion 
übernehmen. Daher sind alle Liegenschaften 
des Landes – insbesondere Behörden, Schulen, 
Hochschulen sowie weitere öffentlich zugäng-
liche Einrichtungen – verpflichtend mit öf-
fentlich zugänglichen AED auszustatten. Diese 
müssen so platziert werden, dass sie im Notfall 
schnell erreichbar sind und möglichst uneinge-
schränkt zur Verfügung stehen.

Darüber hinaus ist ein landesweites, zentrales 
und öffentlich zugängliches Register für AED-
Standorte einzuführen. Dieses Register muss 
alle öffentlich verfügbaren Defibrillatoren – un-
abhängig davon, ob sie in staatlicher, kommu-
naler oder privater Trägerschaft stehen – erfas-

sen und digital abrufbar sein. Es ist zwingend 
erforderlich, dieses Register mit den Leitstellen 
sowie bestehenden digitalen Ersthelfersyste-
men zu verknüpfen, damit im Notfall schnell 
und zuverlässig der nächstgelegene AED iden-
tifiziert und eingesetzt werden kann. Die konti-
nuierliche Pflege und Aktualisierung des Regis-
ters ist dauerhaft sicherzustellen.

Ergänzend sollen geeignete Anreize geschaffen 
werden, um auch Unternehmen, Vereine und 
private Einrichtungen zur Installation und ins-
besondere zur Registrierung vorhandener AED 
zu motivieren. Gleichzeitig sind Maßnahmen 
zur Information und Schulung der Bevölkerung 
im Umgang mit AED weiter auszubauen, um die 
Bereitschaft zur Hilfeleistung zu stärken.

Begründung: Jährlich erleiden in Deutschland 
über 70.000 Menschen einen Herz-Kreislauf-
Stillstand außerhalb eines Krankenhauses. Die 
Überlebensrate liegt derzeit lediglich bei etwa 
10 %, obwohl wissenschaftlich belegt ist, dass 
durch den frühzeitigen Einsatz eines Defibril-
lators die Überlebenschancen erheblich gestei-
gert werden können.

Ein wesentliches Problem liegt dabei nicht al-
lein in der Anzahl verfügbarer Geräte, sondern 
insbesondere in der fehlenden Transparenz 
über deren Standorte. In Ermangelung eines 
staatlichen, öffentlichen und verlässlichen 
AED-Registers ist es vielerorts selbst den Leit-
stellen nicht möglich, im Ernstfall präzise an-
zugeben, wo sich der nächstgelegene öffentlich 
zugängliche Defibrillator befindet. Dieser Zu-
stand ist nicht nur unbefriedigend, sondern im 
Ernstfall dramatisch, da wertvolle Zeit verloren 
geht.

Auch praktische Erfahrungen aus der Fläche 
bestätigen diese Problematik. Selbst in größe-
ren Städten kann im Falle eines Herz-Kreis-
lauf-Stillstands nicht zuverlässig auf bestehen-
de AED-Infrastruktur zurückgegriffen werden, 
weil deren Standorte nicht zentral erfasst und 
verfügbar sind.

Zugleich zeigt sich, dass es vor Ort bereits enga-
gierte Initiativen gibt. Im Landkreis Osnabrück 
wird beispielsweise durch die Arbeitsgemein-
schaft präklinische Notfallmedizin (AGPN) 
e.V. im Rahmen innovativer Ansätze wie Ga-
mification die Bevölkerung aktiv in die Suche 
und Erfassung von AED eingebunden. Dieses 
Engagement ist ausdrücklich zu begrüßen und 
verdient Unterstützung. Es kann jedoch eine 
staatlich organisierte, verlässliche und flächen-



Sachanträge

39

A
. F

or
m

al
ia

B.
 A

nt
rä

ge
C

. B
er

ic
ht

e 
au

s 
de

n 
Pa

rla
m

en
te

n

deckende Infrastruktur nicht ersetzen.

Die Erfassung und Bereitstellung lebensretten-
der Infrastruktur darf nicht vom Zufall oder 
allein vom ehrenamtlichen Engagement ab-
hängen. Sie ist vielmehr eine originäre Aufgabe 
staatlicher Daseinsvorsorge.

Die verpflichtende Ausstattung der Landeslie-
genschaften sowie die Einführung eines zent-
ralen AED-Registers stellen daher notwendige, 
verhältnismäßige und kurzfristig umsetzbare 
Maßnahmen dar, um die Notfallversorgung 
entscheidend zu verbessern.

Dies entspricht dem christdemokratischen 
Selbstverständnis, Leben zu schützen, Verant-
wortung für die Gemeinschaft zu übernehmen 
und gleichzeitig bürgerschaftliches Engage-
ment gezielt zu stärken.

Votum der Antragskommission: Ablehnung

Nr. 4: Vorschule jetzt verbindlich 
machen

Antragsteller: KV Osnabrück-Land

Antrag: Die CDU Niedersachsen setzt sich für 
die verbindliche Einführung einer Vorschule 
als klare, landesweit geregelte Übergangsstufe 
zwischen Kindertagesstätte und Grundschule 
für alle Kinder ein.

Niedersachsen hat funktionierende Ansätze 
bereits selbst entwickelt: Mit dem „Brücken-
jahr“ (ab 2007) und dem Modell „Kita und 
Grundschule unter einem Dach“ (ab 2012 unter 
der CDU-geführten Landesregierung von David 
McAllister) wurden tragfähige Strukturen ge-
schaffen. Modellstandorte wie Riemsloh (Melle) 
zeigen, dass ein nahtloser Übergang ohne insti-
tutionelle Brüche möglich ist.  ￼

Diese Ansätze wurden jedoch nie verbindlich in 
die Fläche gebracht. Heute gibt es kein klares 
System, sondern ein Nebeneinander von Zu-
ständigkeiten – mit der Folge: ungleiche Start-
chancen und überforderte Grundschulen.

Die CDU Niedersachsen fordert die Einführung 
eines verbindlichen Vorschuljahres als festen 
Bestandteil der Bildungslaufbahn für alle Kin-
der vor der Einschulung.

Dieses Vorschuljahr wird landesweit einheit-

lich geregelt und orientiert sich an klaren 
Standards in Sprachförderung, sozialer Ent-
wicklung und Schulvorbereitung. Eine Vorver-
lagerung der ersten Klasse wird ausdrücklich 
ausgeschlossen.

Es werden landesweit Vorschulverbünde aus 
Kindertagesstätten und Grundschulen aufge-
baut, die verbindlich zusammenarbeiten und 
den Übergang gemeinsam gestalten. Diese Ver-
bünde werden insbesondere dort gestärkt, wo 
die Herausforderungen für Kinder und Schulen 
besonders groß sind.

Ergänzend werden an geeigneten Standorten 
Vorschulklassen an Grundschulen eingerich-
tet, um den Übergang strukturell abzusichern 
und zusätzliche pädagogische Angebote zu 
schaffen.

Die Zusammenarbeit zwischen Kita und Grund-
schule wird gesetzlich verbindlich geregelt. Ge-
meinsame Bildungsplanung, verpflichtende 
Übergabeverfahren und klare Zuständigkeiten 
werden eingeführt.

Das Land stellt eine dauerhafte Finanzierung 
sicher und beendet die bisherige Projektlogik 
zugunsten eines verbindlichen, flächendecken-
den Systems.

Begründung: Das Problem ist bekannt – und 
hausgemacht: Niedersachsen hat funktionie-
rende Vorschulansätze entwickelt, sie aber nie 
zu einem System gemacht.

Die Inhalte existieren, aber die Struktur fehlt. 
Genau deshalb scheitert der Übergang vieler 
Kinder weiterhin – und genau deshalb beginnt 
Bildungsungerechtigkeit vor der ersten Klasse.  

Die CDU hat hier bereits vorgelegt. Jetzt geht 
es darum, diese Politik konsequent zu Ende zu 
führen.

Ein Vorschuljahr für alle Kinder schafft klare 
Strukturen, verlässliche Förderung und echte 
Chancengleichheit – unabhängig von Herkunft 
oder sozialem Umfeld.

Wer Vorschule nur punktuell organisiert, ver-
waltet Probleme. Wer sie verbindlich macht, 
löst sie.

Unser Anspruch ist klar: keine neuen Modelle 
– sondern endlich ein funktionierendes System 
für alle Kinder in Niedersachsen.

Votum der Antragskommission: Verweis an 
die Landtagsfraktion



Landesparteitag 2026

40

Nr. 5: - Bürokratie, + Lebensrealität 
zwischen den Bundesländern

Antragsteller: KV Osnabrück-Land

Antrag: Die CDU Niedersachsen setzt sich da-
für ein, dass Landesgrenzen im Alltag der Men-
schen und Unternehmen keine praktischen 
Nachteile mehr verursachen.

In Niedersachsen leben und arbeiten viele 
Bürgerinnen und Bürger längst grenzüber-
schreitend. Dennoch führen unterschiedliche 
gesetzliche Regelungen, Zuständigkeiten und 
Verwaltungsabläufe weiterhin zu unnötiger 
Bürokratie, organisatorischen Problemen und 
Wettbewerbsnachteilen – insbesondere für 
Pendler, Familien und den Mittelstand. Diese 
Diskrepanz zwischen Lebensrealität und staat-
lichem Handeln ist nicht länger hinnehmbar.

Die Landesregierung wird daher aufgefordert, 
gemeinsam mit den angrenzenden Bundeslän-
dern eine konsequente Politik zum Abbau die-
ser Barrieren umzusetzen.

Hierzu gehört insbesondere, dass bei allen neu-
en Gesetzen und Verordnungen verpflichtend 
geprüft wird, welche Auswirkungen diese auf 
Grenzregionen haben. Politik darf nicht länger 
an der Lebenswirklichkeit der Menschen vor-
beigehen.

Darüber hinaus muss die Zusammenarbeit 
mit den Nachbarländern deutlich verbessert 
werden. Im Rettungsdienst und Katastrophen-
schutz muss künftig das Prinzip gelten, dass 
die schnellste Hilfe zählt und nicht die formale 
Zuständigkeit.

Auch im Bereich der Mobilität sind bestehende 
Hürden konsequent abzubauen, damit grenz-
überschreitende Verbindungen einfacher und 
verlässlicher genutzt werden können.

Zugleich ist eine stärkere Abstimmung bei all-
tagsrelevanten Regelungen erforderlich. Unter-
schiedliche Feiertage, Ladenöffnungszeiten 
oder Ferienzeiten dürfen nicht länger zu Nach-
teilen für Bürgerinnen und Bürger sowie Unter-
nehmen führen.

Die CDU Niedersachsen setzt sich dafür ein, 
grenzbedingte Bürokratie systematisch abzu-
bauen, die Zusammenarbeit zu stärken und 
die Lebensrealität der Menschen in den Mittel-
punkt politischen Handelns zu stellen.

Begründung: Ein moderner Staat muss sich an 

den Lebensrealitäten der Menschen orientieren 
und darf diese nicht durch unnötige Bürokra-
tie erschweren. Gerade in Grenzregionen ent-
scheidet sich, ob Politik funktioniert oder als 
lebensfern wahrgenommen wird.

Die CDU steht für einen funktionierenden, bür-
gernahen Staat, der Chancen ermöglicht und 
gleichwertige Lebensverhältnisse schafft.  

Grenzräume sind keine Randlagen, sondern 
Zukunftsräume. Wer hier handelt, stärkt Nie-
dersachsen insgesamt.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 6: Mail-Flut stoppen – Regeln in 
Schulkommunikation

Antragsteller: KV Osnabrück-Land

Antrag: Die CDU Niedersachsen fordert die 
Landesregierung und das Kultusministerium 
auf, verbindliche Leitlinien für die Elternkom-
munikation an Schulen einzuführen.

Kern dieser Leitlinien muss sein:

E-Mails dürfen künftig ausschließlich für orga-
nisatorische Anliegen genutzt werden. Pädago-
gische Themen, Leistungsfragen und Konflikte 
sind grundsätzlich in persönliche Gespräche 
zu verlagern.

Gleichzeitig sind klare Regeln für Erreichbar-
keit und Kommunikation festzulegen. Schulen 
sollen verbindliche Sprechzeiten, feste Ant-
wortfristen und strukturierte Terminvergaben 
einführen, um die Erwartung einer ständigen 
Verfügbarkeit von Lehrkräften zu beenden.

Begründung: Lehrkräfte arbeiten bereits heute 
vielfach an der Belastungsgrenze. Studien zei-
gen, dass ein erheblicher Teil regelmäßig über 
48 Stunden pro Woche arbeitet und bis zu 88 
% auch abends und am Wochenende tätig ist. 
Gleichzeitig erleben über ein Drittel Konflikte 
mit Eltern häufig als stark belastend.

Ein wesentlicher Treiber dieser Entwicklung 
ist die ungeregelte digitale Kommunikation. E-
Mails erzeugen Erwartungsdruck, führen zu 
Missverständnissen und eskalieren Konflikte 
schneller als persönliche Gespräche. Gleich-
zeitig sind sensible Inhalte über diesen Weg oft 
datenschutzrechtlich problematisch.
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Zugleich wird ein grundlegendes pädagogi-
sches Ziel verfehlt:

Kinder und Jugendliche lernen zu wenig, Kon-
flikte eigenständig zu lösen. Stattdessen wer-
den Probleme frühzeitig an Eltern delegiert. 
Das schwächt Eigenverantwortung und soziale 
Kompetenzen.

Schule muss wieder stärker ein Ort werden, an 
dem Schülerinnen und Schüler Verantwortung 
lernen. Dazu gehört ausdrücklich die Fähig-
keit, Konflikte selbst zu lösen. Es darf nicht der 
Regelfall sein, dass Eltern bei jedem Problem 
eingreifen. Konflikte sind zunächst durch die 
Schülerinnen und Schüler selbst – unterstützt 
durch Schule – zu klären.

Dafür sind verbindlich auszubauen:

• Klassenrat und Streitschlichtung

• schulische Konfliktlösungsprogramme

• verbindliche Kommunikationsregeln im 
Schulalltag

Eine zentrale Rolle spielt dabei die Schulsozial-
arbeit. Sie ist gezielt auszubauen und dauerhaft 
zu stärken, da sie entscheidend zur Konfliktlö-
sung, Prävention und Entlastung von Lehrkräf-
ten beiträgt.

Die CDU steht für Eigenverantwortung, Leis-
tung und Zusammenhalt. Diese Werte müssen 
auch in der Schule gelten. Wer Verantwortung 
übernehmen soll, muss sie auch lernen dürfen.

Klare Kommunikationsregeln, weniger E-Mail-
Verkehr und eine starke Schulsozialarbeit ent-
lasten Lehrkräfte, stärken Schülerinnen und 
Schüler und verbessern die Zusammenarbeit 
mit Eltern nachhaltig.

Votum der Antragskommission: Verweis an 
die Landtagsfraktion

Nr. 7: Förderschulen GE und ESE 
nicht gefährden!

Antragsteller: KV Leer

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
Landesregierung auf, die Förderschulen mit 
den Schwerpunkten Geistige Entwicklung 
(GE) und Emotionale und Soziale Entwicklung 
(ESE) nicht durch aktuell geplante Änderungen 

im niedersächsischen Schulgesetz zu gefähr-
den. Schon die Abschaffung der Förderschule 
Lernen (LE) war aus pädagogischer Sicht ein 
schwerer Fehler. Das Vorhaben der rot-grünen 
Landesregierung, im Falle von gutachtlich fest-
gestellten Mehrfachbehinderungen nur noch 
die überwiegende Behinderung als Kriterium 
für den Zugang zum Förderschulsystem zu be-
werten und zugleich den Schwerpunkte LE per 
Gesetz zu priorisieren, lehnen wir ab. Wir for-
dern zudem, die bestehenden Förderschulen 
weiterhin als Regelschulen zu führen. Mit den 
geplanten Änderungen nimmt Rot-Grün den 
betroffenen Schülerinnen und Schülern sowie 
ihren Eltern faktisch die Möglichkeit, sich für 
eine dem Kind und seinem Förderbedarf ent-
sprechende Förderschule zu entscheiden.

Gleichzeitig fordern wir die Landesregierung 
auf, dass die schulische Inklusion in Nieder-
sachsen qualitativ weiterentwickelt, organisa-
torisch gestärkt und rechtlich verlässlich aus-
gestaltet wird.

Hierzu gehören insbesondere folgende Maß-
nahmen:

1. Verbindliche Qualitätsstandards für Schulas-
sistenzkräfte 

Einführung klarer landesweiter Standards für 
Auswahl, Qualifizierung, Fortbildung und Ein-
satz von Schulassistenzkräften.

2. Effizienterer Einsatz von Schulassistenz 
durch Poolmodelle 

Schulassistenz soll dort, wo pädagogisch sinn-
voll, verstärkt in Poolmodellen organisiert wer-
den, um Ressourcen zielgerichteter einzuset-
zen und die Zahl einzelner Assistenzkräfte im 
Klassenraum zu reduzieren. Eine Neuregelung 
in den Sozialgesetzbüchern VIII (Leistung zur 
Teilhabe) und IX (Eingliederungshilfe) ist in 
dieser Hinsicht dringend geboten.

3. Stärkung der allgemeinbildenden Schulen 
und Grundschulen 

Schulleitungen und Lehrkräfte müssen bei or-
ganisatorischen und rechtlichen Fragestellun-
gen wirksam unterstützt werden. Dazu gehören 
insbesondere:

o eindeutige Identitäts- und Nachweispflichten 
für eingesetzte Assistenzkräfte 

(Name, Zuordnung zum Kind, Auftraggeber),

o rechtssichere Regelungen zur Nutzung des 
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Hausrechts,

o verbindliche Handreichungen zum Verhalten 
von Assistenzkräften im Unterricht.

4. Präzisere Kriterien zur Feststellung des Un-
terstützungsbedarfs 

Die Kriterien zur Feststellung des Förder- und 
Assistenzbedarfs sind zu konkretisieren. Nicht 
jede Schülerin und nicht jeder Schüler benö-
tigt dauerhaft eine individuelle Assistenz. In 
geeigneten Fällen können auch familienunter-
stützende, lebenspraktische und pädagogische 
Hilfen zielführender sein.

5. Erhalt des Elternwahlrechts 

Das in Niedersachsen geltende Recht der Eltern 
auf freie Schulwahl muss uneingeschränkt er-
halten bleiben. Dazu gehört ausdrücklich die 
Wahlmöglichkeit zwischen inklusiver Beschu-
lung und Förderschule.

Begründung: Immer mehr Eltern nutzen die 
Möglichkeit, ihre Kinder inklusiv an allgemei-
nen Schulen beschulen zu lassen. Dieses Eltern-
recht ist ausdrücklich zu begrüßen. Gleichzei-
tig ist jedoch festzustellen, dass die Inklusion 
in Niedersachsen seit Jahren nicht konsequent 
weiterentwickelt wurde.

Nach wie vor bestehen an vielen Schulen erheb-
liche räumliche, personelle, organisatorische 
und rechtliche Defizite, die einer erfolgreichen 
inklusiven Bildung entgegenstehen. Inklusi-
on darf sich nicht auf den bloßen Einsatz von 
Schulassistenz reduzieren.

Inklusion bedeutet maximale Teilhabe im 
Rahmen der individuellen Möglichkeiten je-
des Kindes – mit dem Ziel, diese Möglichkeiten 
bestmöglich zu erweitern. Dies setzt geeigne-
te personelle, pädagogische und strukturelle 
Rahmenbedingungen voraus.

Solange diese Voraussetzungen an den allge-
meinen Schulen nicht flächendeckend erfüllt 
sind, dürfen die Förderschulen GE und ES nicht 
abgeschafft werden.

Dies gilt insbesondere für Schülerinnen und 
Schüler mit erheblichen emotional-sozialen 
Unterstützungsbedarfen, die zeitweise einen 
geschützten Lernraum, stabile Bezugssysteme 
und spezialisierte Förderstrukturen benötigen. 
Gerade Kinder mit massiven Verhaltensauf-
fälligkeiten oder hohem Unterstützungsbedarf 
profitieren häufig von einem Wechsel in ein 

spezialisiertes System, um neue Verhaltens-
muster in einem geschützten Rahmen einzu-
üben.

Die allgemeinen Schulen sind hierfür vielerorts 
weder personell noch strukturell ausreichend 
ausgestattet.

Eine Abschaffung der Förderschulen GE und 
ES würde daher nicht nur diesen Kindern scha-
den, sondern zu Lasten aller Schülerinnen und 
Schüler sowie der Lehrkräfte an den allgemei-
nen Schulen gehen.

Bildungsgerechtigkeit, Elternwille und echte 
Teilhabe erfordern daher den Erhalt der För-
derschulen bei gleichzeitiger qualitativer Wei-
terentwicklung der Inklusion.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 8: Stärkung der ostfriesischen 
Küstenregion

Antragsteller: KV Aurich

Antrag: Die ostfriesische Küstenregion spielt 
eine zentrale Rolle für das Gelingen der Ener-
giewende in Niedersachsen und Deutschland. 
Die CDU-Landtagsfraktion wird aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, die strategische Be-
deutung der Region stärker zu berücksichtigen 
und die damit verbundenen Chancen für Wert-
schöpfung, Infrastrukturentwicklung und Be-
schäftigung konsequent zu nutzen.

Insbesondere sollen:

• die ostfriesische Küstenregion als zentraler 
Standort der Energiewende politisch gestärkt 
und strategisch weiterentwickelt werden; 

• Investitionen in Energieinfrastruktur, Netz-
ausbau, Hafenentwicklung sowie Wasserstoff-
wirtschaft gezielt unterstützt werden; 

• regionale Wertschöpfungsketten entlang der 
Offshore-Windenergie sowie der Wasserstoff-
wirtschaft gestärkt werden; 

• die Hafenstandorte in Ostfriesland als Dreh-
scheiben der Energiewende weiter ausgebaut 
werden; 

• zusätzliche Industrie- und Gewerbeansied-
lungen im Zusammenhang mit der Energie-
wende aktiv begleitet werden; 
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• Fachkräftegewinnung, Qualifizierung und re-
gionale Ausbildungsangebote gezielt ausgebaut 
werden; 

• die Verkehrsanbindung der Region auf Straße, 
Schiene und Wasserwegen verbessert werden;

• sichergestellt werden, dass die wirtschaftli-
chen Chancen der Energiewende nachhaltig zu 
mehr Beschäftigung und regionaler Entwick-
lung im Nordwesten beitragen.

Begründung: In der ostfriesischen Küstenregi-
on werden derzeit zentrale Weichenstellungen 
für die Energiewende vorgenommen. Offshore-
Windenergie, Netzausbau, Hafenentwicklung 
und Wasserstoffwirtschaft schaffen erhebliche 
Investitionsdynamik und eröffnen große Chan-
cen für wirtschaftliches Wachstum und neue 
Arbeitsplätze.

Diese Entwicklungen bieten die Möglichkeit, 
den Nordwesten Niedersachsens als bedeuten-
den Energie- und Industriestandort zu etablie-
ren und langfristig zusätzliche Wertschöpfung 
in der Region zu sichern. Voraussetzung dafür 
ist jedoch eine klare politische Priorisierung 
sowie eine koordinierte Unterstützung durch 
das Land Niedersachsen.

Eine gezielte Stärkung der Infrastruktur, der 
Hafenstandorte, der Industrieansiedlungen 
und der Fachkräfteentwicklung kann dazu bei-
tragen, die ostfriesische Küstenregion zu einem 
zentralen Zukunftsraum der Energiewende zu 
machen. Gleichzeitig stärkt dies die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit des ländlichen Raums 
und erhöht die Attraktivität der Region für Un-
ternehmen und Beschäftigte gleichermaßen.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 9: Amtsärztliche Untersuchung 
bei der Verbeamtung

Antragsteller: KV Aurich

Antrag: Die CDU-Landtagsfraktion wird aufge-
fordert, sich dafür einzusetzen, dass im Rah-
men der amtsärztlichen Untersuchung bei der 
Verbeamtung von Lehrkräften klare, trans-
parente und einheitliche Kriterien für die Be-
urteilung früherer sowie akuter psychischer 
Erkrankungen festgelegt werden. Ziel muss es 
sein, die Eignung von Bewerberinnen und Be-
werbern vorrangig anhand ihrer fachlichen 

und pädagogischen Qualifikation zu bewerten 
und nur in schwerwiegenden gesundheitlichen 
Ausnahmefällen von einer Verbeamtung abzu-
sehen.

Begründung: Psychische Vorerkrankungen 
stellen in Niedersachsen zwar nicht pauschal 
ein Ausschlusskriterium für die Verbeamtung 
dar. Allerdings herrscht bei vielen Lehramts-
studenten und Bewerbern Unsicherheit darü-
ber, ab wann eine frühere oder akute psychi-
sche Erkrankung im amtsärztlichen Verfahren 
als problematisch gilt.

Diese Unsicherheit führt dazu, dass sich einige 
Betroffene während des Studiums oder Refe-
rendariats aus Angst vor möglichen Nachteilen 
bei der Verbeamtung nicht in ärztliche oder 
psychotherapeutische Behandlung begeben. 
Dies reduziert nicht die Zahl der Lehrkräfte mit 
psychischen Problemen, sondern erhöht viel-
mehr das Risiko, dass diese unbehandelt im 
Schuldienst tätig sind. Klare, transparente und 
einheitliche Kriterien würden helfen, Ängste 
abzubauen, Stigmatisierung vorzubeugen und 
gleichzeitig die notwendige Eignungsprüfung 
sicherzustellen.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 10: Verbeamtung von Lehrkräf-
ten fortführen

Antragsteller: KV Aurich

Antrag: Die CDU-Landtagsfraktion wird aufge-
fordert, sich auch künftig entschieden für die 
Verbeamtung von Lehrkräften einzusetzen. Die 
Aussicht auf eine Verbeamtung ist für viele an-
gehende Lehrkräfte ein wesentlicher Faktor bei 
der Berufswahl und trägt maßgeblich zur At-
traktivität des Lehrerberufs bei.

Begründung: ggf. mündlich

Votum der Antragskommission: Annahme
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Nr. 11: Erhöhung der Altersgrenze 
bei der Verbeamtung

Antragsteller: KV Aurich

Antrag: Die CDU-Landtagsfraktion wird aufge-
fordert, sich dafür einzusetzen, die Altersgren-
ze für die Verbeamtung von Lehrkräften von 
derzeit 45 auf 47 Jahre anzuheben. Eine solche 
Anpassung würde insbesondere betroffenen 
Quereinsteigern eine zusätzliche Perspektive 
eröffnen und potenziellen Quereinsteigern be-
ziehungsweise Bewerbern aus anderen Beru-
fen Anreize bieten, in den Lehramtsberuf zu 
wechseln, da die Verbeamtung für viele ein we-
sentlicher Anreiz bei der Berufswahl ist.

Begründung: Im Land Berlin hat die Erhöhung 
des Pensionsalters von 65 auf 67 Jahre zugleich 
dazu geführt, dass auch die maximale Alters-
grenze für eine Verbeamtung angepasst wurde. 
Diese liegt nun bei 47 Jahren statt wie bisher 
bei 45 Jahren. 

Eine entsprechende Regelung in Niedersach-
sen würde den Lehrerberuf auch für erfahrene 
Fachkräfte aus anderen Bereichen, etwa den 
MINT-Berufen, attraktiver machen.

Votum der Antragskommission: Verweis an 
die Landtagsfraktion

Nr. 12: Altersgrenze für Polizisten-
Einstellungen anheben

Antragsteller: KV Aurich

Antrag: Die CDU-Landtagsfraktion wird auf-
gefordert, sich für die Anhebung der Höchst-
altersgrenze bei der Einstellung in den nieder-
sächsischen Polizeivollzugsdienst von derzeit 
31 Jahren einzusetzen. Maßgeblich für eine 
Einstellung sollte die körperliche und fachliche 
Eignung der Bewerber sein, nicht starre Alters-
grenzen.

Begründung: Die bisherige Altersgrenze 
schränkt den Bewerberkreis erheblich ein und 
verhindert, dass qualifizierte und motivier-
te Personen mit Berufserfahrung oder ande-
ren Vorerfahrungen den Polizeidienst antre-
ten können. Eine Anpassung würde den Kreis 
potenzieller Bewerberinnen und Bewerber er-
weitern und so dem Personalmangel der Polizei 
entgegenwirken. Ein breiterer und erfahrene-

rer Bewerberpool würde nicht nur die Einsatz-
bereitschaft und Leistungsfähigkeit der Polizei 
stärken, sondern auch einen wichtigen Beitrag 
zur inneren Sicherheit leisten.

In Berlin wurden die Altersgrenzen jüngst deut-
lich angehoben: Für den mittleren Dienst der 
Schutzpolizei gilt ab dem 1. September 2025 
ein Höchstalter von 40 Jahren, zuvor waren es 
39 Jahre. Im gehobenen Dienst bei Schutz- oder 
Kriminalpolizei, der neben der praktischen 
Ausbildung auch ein Studium umfasst, wurde 
die Altersgrenze von bisher 35 Jahren auf 41 
Jahre angehoben.

Votum der Antragskommission: Verweis an 
die Landtagsfraktion

Nr. 13: Häusliche Gewalt wirksam 
bekämpfen

Antragsteller: KV Aurich

Antrag: Die Landesregierung wird aufgefor-
dert, die Maßnahmen zum Schutz vor häus-
licher Gewalt konsequent auszubauen und 
weiterzuentwickeln. Dabei sind insbesondere 
Prävention, wirksamer Opferschutz, niedrig-
schwellige Beratungs- und Unterstützungsan-
gebote sowie der bedarfsgerechte Ausbau si-
cherer Schutzräume nachhaltig zu stärken.

Hierzu sollen insbesondere:

1. in Hochrisikofällen verbindliche und landes-
weit einheitliche Verfahren zwischen Polizei, 
Justiz, Jugendämtern, BISS, Frauenhäusern 
und Beratungsstellen sichergestellt werden,

2. Frauenhäuser, BISS und Gewaltberatungs-
stellen bedarfsgerecht ausgebaut und dauer-
haft abgesichert werden,

3. Nachversorgung und Stabilisierung nach 
der Akutphase gestärkt werden, insbesondere 
in den Bereichen Wohnen, Existenzsicherung, 
Kinderbetreuung, Gesundheit und Behörden-
kontakte,

4. niedrigschwellige und unbürokratische Hil-
fen insbesondere für Umzug, Kaution, Erstaus-
stattung und notwendige Ausgaben für Kinder 
bereitgestellt werden,

5. zusätzliche Schutz- und Übergangswoh-
nungen gemeinsam mit Kommunen und Woh-
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nungswirtschaft geschaffen werden,

6. gesundheitliche und psychosoziale Hilfen, 
insbesondere Traumaambulanzen, psycholo-
gische Beratung und Unterstützungsangebote 
für Kinder als Mitbetroffene, weiter ausgebaut 
werden,

7. gezielte Unterstützungsangebote zur lang-
fristigen Stabilisierung gestärkt werden, um 
Rückkehr in Gewaltverhältnisse wirksam vor-
zubeugen,

8. Täterarbeit, Prävention und Fortbildung bei 
Polizei, Justiz, Schulen, Jugendämtern und im 
Gesundheitswesen weiter ausgebaut werden,

9. sich Niedersachsen auf Bundesebene für eine 
Weiterentwicklung des Gewaltschutzrechts so-
wie für einen schnelleren Ausbau des Rechts-
anspruchs auf Schutz und Beratung einsetzen.

Begründung: Häusliche Gewalt ist entschlos-
sen zu bekämpfen. Sie bedroht Sicherheit, Ge-
sundheit, Würde und Freiheit von Frauen und 
Kindern in schwerwiegender Weise. Kinder, 
die häusliche Gewalt miterleben, sind nicht nur 
Zeugen, sondern selbst Mitbetroffene.

Niedersachsen verfügt bereits über wichtige 
Hilfestrukturen wie Frauenhäuser, BISS und 
Beratungsstellen. Dennoch bestehen weiterhin 
Lücken beim schnellen Schutz, bei der Nach-
versorgung und bei der langfristigen Stabili-
sierung Betroffener. Wer vor Gewalt flieht, darf 
nicht zusätzlich an fehlendem Wohnraum, fi-
nanzieller Unsicherheit, langen Wartezeiten 
oder unklaren Zuständigkeiten scheitern.

Besondere Beachtung verdient der Umstand, 
dass viele Betroffene aus Angst, emotionaler 
Bindung, finanzieller Abhängigkeit oder Sorge 
um ihre Kinder in Gewaltverhältnisse zurück-
kehren. Hilfsangebote müssen daher so ausge-
staltet sein, dass sie nicht nur in der akuten Kri-
se schützen, sondern auch Stabilisierung und 
eine nachhaltige Loslösung vom Täter wirksam 
unterstützen.

Ein wirksamer Schutz vor häuslicher Gewalt 
muss Prävention, Akuthilfe, Nachversorgung 
und langfristige Stabilisierung gemeinsam in 
den Blick nehmen. Ziel muss sein, Betroffene 
und ihre Kinder wirksam zu schützen, Rück-
kehr in Gewaltverhältnisse zu verhindern und 
ein dauerhaft sicheres Leben zu ermöglichen.

Votum der Antragskommission: Annahme 
mit Änderung: Streiche Punkt 9.

Nr. 14: Energie- und Industrieland 
Niedersachsen sichern

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
CDU-Landtagsfraktion sowie die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion auf, sich dafür einzuset-
zen, Niedersachsen verbindlich als prioritären 
Industrie- und Wertschöpfungsstandort der 
Energiewende zu definieren und entsprechend 
industriepolitisch zu flankieren. Wer Verant-
wortung für die Energieversorgung Deutsch-
lands trägt, muss auch an Wertschöpfung, 
Innovation, Beschäftigung und industrieller 
Entwicklung teilhaben.

Wir fordert daher die Einführung eines Nord-
bonus als kapazitätsmarktähnliches Instru-
ment für flexible Lasten in Regionen mit hoher 
Abregelungsquote. Dieser Nordbonus soll ins-
besondere folgende Elemente umfassen:

1. Weiterentwicklung des § 13k EnWG zu einem 
investitionsfähigen Instrument nach dem Prin-
zip „Nutzen statt Abregeln“: Ziel muss mehr 
Planungssicherheit für Investitionen in flexible 
Lasten, Speicher und systemdienliche Anlagen 
sein.

2. Einführung eines kapazitätsmarktähnlichen 
Instruments für flexible Lasten: Flexible Strom-
nachfrage muss dort angereizt werden, wo er-
neuerbarer Strom regelmäßig abgeregelt wird.

3. Stärkung systemdienlicher Elektrolyse: Elek-
trolyseure können überschüssigen Strom nut-
zen, Abregelung reduzieren und zugleich zur 
Transformation von Industrie, Mobilität und 
Energieversorgung beitragen.

4. Verbindliche Integration systemdienlicher 
Neuanlagen: Neue Elektrolyseure, Stromspei-
cher und vergleichbare flexible Anlagen sollen 
verbindlich in das Instrument eingebunden 
werden.

5. Nutzung regionaler Standortvorteile in Nie-
dersachsen: Dazu gehören insbesondere Ka-
vernenspeicher, Hafen- und Importinfrastruk-
tur, Industriecluster, Netzanschlusspunkte, 
Speicherpotenziale, erneuerbare Erzeugungs-
schwerpunkte und bestehende industrielle 
Kompetenzen.

Begründung: Niedersachsen leistet einen zen-
tralen Beitrag zur Energieversorgung Deutsch-
lands. Das Land stellt Flächen, Küstenstand-



Landesparteitag 2026

46

orte, Netzinfrastruktur, Speicherpotenziale, 
Hafeninfrastruktur und industrielle Kompe-
tenzen bereit, die für das Gelingen der Energie-
wende unverzichtbar sind. Diese Rolle ist eine 
Stärke Niedersachsens, darf aber nicht allein 
mit Belastungen verbunden sein.

Die Energiewende wird nur dann dauerhaft Ak-
zeptanz finden, wenn die Regionen, die einen 
besonderen Beitrag leisten, auch wirtschaftlich 
davon profitieren. Niedersachsen darf nicht 
lediglich Durchleitungsraum für erneuerbare 
Energie sein. Dort, wo Strom erzeugt, transpor-
tiert, gespeichert und umgewandelt wird, müs-
sen auch neue industrielle Wertschöpfung, gute 
Arbeitsplätze und kommunale Einnahmen ent-
stehen.

Der derzeitige Zustand ist unbefriedigend. In 
Zeiten hoher Einspeisung erneuerbarer Ener-
gien wird klimaneutral erzeugter Strom re-
gelmäßig abgeregelt, weil Netze, Speicher und 
flexible Nachfrage nicht ausreichend verfügbar 
sind. Die Vergütung für nicht genutzten Strom 
belastet das Gesamtsystem und damit am Ende 
Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen 
über Netzentgelte.

Gleichzeitig geraten energieintensive Betriebe 
unter Druck, obwohl sie sich häufig in unmittel-
barer Nähe zu großen Erzeugungs-, Netz- und 
Speicherstandorten befinden. Das ist weder in-
dustriepolitisch noch energiepolitisch sinnvoll. 
Strom, der regional vorhanden ist, muss stärker 
für Wertschöpfung, Transformation und Ver-
sorgungssicherheit nutzbar gemacht werden.

Der vorgeschlagene Nordbonus setzt genau 
hier an. Er schafft einen verlässlichen Rahmen 
für flexible Lasten, Elektrolyseure, Stromspei-
cher und weitere systemdienliche Anlagen in 
Regionen mit hoher Abregelungsquote. Damit 
wird erneuerbarer Strom nicht ungenutzt abge-
regelt, sondern für Industrie, Wasserstoffpro-
duktion, Mobilität und Versorgungssicherheit 
eingesetzt.

Die Weiterentwicklung des § 13k EnWG ist da-
für ein wichtiger Baustein. Kurzfristige Aktivie-
rungsmechanismen allein reichen nicht aus, 
um Investitionen in neue Anlagen und indust-
rielle Prozesse auszulösen. Unternehmen brau-
chen Planungssicherheit, feste Vergütungskom-
ponenten und langfristige Perspektiven. Nur so 
können neue industrielle Kerne entstehen und 
bestehende Standorte gesichert werden.

Niedersachsen verfügt über besondere Stand-

ortvorteile: starke erneuerbare Erzeugung, Ka-
vernenspeicher, Häfen, Importmöglichkeiten, 
industrielle Cluster, Netzanschlüsse und Flä-
chenpotenziale. Diese Vorteile müssen konse-
quent genutzt werden. Der Nordbonus verbin-
det Klimaschutz, Versorgungssicherheit und 
Industriepolitik. Er senkt Systemkosten, redu-
ziert Abregelung und stärkt Niedersachsen als 
Energie- und Industrieland.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 15: Wasserstoff wirtschaftlich 
tragfähig ausgestalten

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
CDU-Landtagsfraktion, die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion sowie die EVP-Fraktion im 
Europäischen Parlament auf, sich dafür ein-
zusetzen, die regulatorischen, beihilferecht-
lichen und finanziellen Rahmenbedingungen 
so auszugestalten, dass Niedersachsen seine 
Standortvorteile nutzen und eine führende 
Rolle beim Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft 
übernehmen kann. Wasserstoff muss zu einer 
industriellen Zukunftschance für ganz Nieder-
sachsen werden. Wir fordern daher: 

1. Praxisnahe Vereinfachung der Strombezugs-
vorgaben für Wasserstoff: Die europäischen 
Vorgaben für den Strombezug bei der Wasser-
stofferzeugung müssen vereinfacht, flexibili-
siert und investitionsfreundlich ausgestaltet 
werden. Ziel muss sein, Projektentwicklungen 
zu ermöglichen statt zu verhindern.

2. Technologieoffenheit im Transformations-
zeitraum: Der Hochlauf der Wasserstoffwirt-
schaft erfordert für einen Übergangszeitraum 
den parallelen Betrieb bestehender fossiler 
Gasinfrastruktur und moderner Wasserstoff-
netze bei Zulassung von blauem Wasserstoff. 
Deshalb braucht es Flexibilität beim Wasser-
stoffbezug. Emissionsarme Erzeugungsformen 
dürfen nicht pauschal ausgeschlossen werden, 
sofern sie substanzielle CO₂-Minderungen ge-
währleisten.

3. Aufbau regionaler Wasserstoffnetze in Nie-
dersachsen: Neben dem Wasserstoff-Kernnetz 
braucht Niedersachsen zeitnah leistungsfähige 
regionale Wasserstoffnetze. Diese müssen In-
dustrie, Mittelstand, Häfen, Energieerzeugung, 
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Speicherstandorte und Mobilitätsanwendun-
gen miteinander verbinden. Niedersachsen soll 
Modellland für den Aufbau solcher Wasserstoff-
Regionalnetze werden.

4. Verlängerung von Transformations- und 
Strompreisförderinstrumenten über 2030 hi-
naus: Transformations- und Strompreisförder-
instrumente sind über das Jahr 2030 hinaus 
rechtssicher zu verlängern. Nur so können Un-
ternehmen langfristige Investitionen in Was-
serstofftechnologien, neue Produktionsver-
fahren und klimafreundliche Wertschöpfung 
tätigen.

5. Dauerhafte Entlastung systemdienlicher 
Elektrolyseure: Systemdienliche Elektrolyseu-
re sind dauerhaft von Netzentgelten und vom 
Baukostenzuschuss zu befreien. Anlagen, die 
zur Integration erneuerbarer Energien, zur 
Entlastung der Netze und zur Reduzierung von 
Abregelung beitragen, müssen regulatorisch 
gestärkt statt zusätzlich belastet werden.

Begründung: Niedersachsen hat beste Voraus-
setzungen, um beim Aufbau einer leistungs-
fähigen Wasserstoffwirtschaft eine führende 
Rolle einzunehmen. Das Land verfügt über 
erneuerbare Energieerzeugung, Häfen, Spei-
cherpotenziale, Energie- und Gasinfrastruktur, 
industrielle Abnehmer, Forschungs- und Ent-
wicklungsstandorte sowie Flächen und Netz-
anschlusspunkte. Diese Standortvorteile müs-
sen konsequent genutzt werden.

Wasserstoff ist für viele industrielle Prozesse 
unverzichtbar, bei denen eine direkte Elektri-
fizierung nur schwer oder gar nicht möglich 
ist. Er kann einen wesentlichen Beitrag zur De-
karbonisierung energieintensiver Branchen 
leisten, neue Wertschöpfung ermöglichen und 
bestehende Arbeitsplätze sichern. Gerade für 
ein Industrieland wie Niedersachsen ist der er-
folgreiche Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft 
daher von strategischer Bedeutung.

Gleichzeitig stehen viele Projekte vor erheb-
lichen wirtschaftlichen und regulatorischen 
Hürden. Zu komplexe Strombezugsvorgaben, 
unsichere Förderbedingungen, unklare bei-
hilferechtliche Rahmenbedingungen und hohe 
Zusatzkosten erschweren Investitionen. Unter-
nehmen werden nur dann in Elektrolyseure, 
Netze, Speicher und wasserstofffähige Produk-
tionsprozesse investieren, wenn die Rahmen-
bedingungen verlässlich, wirtschaftlich tragfä-
hig und langfristig planbar sind.

Der Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft kann 
nicht von heute auf morgen vollständig auf grü-
nem Wasserstoff beruhen. Für den Transfor-
mationszeitraum braucht es technologieoffene 
und realistische Lösungen. Dazu gehört auch 
die Nutzung emissionsarmer Erzeugungsfor-
men einschließlich blauen Wasserstoffs, sofern 
dadurch substanzielle CO₂-Minderungen er-
reicht werden. Entscheidend ist, dass die Indus-
trie schnell in die Transformation kommt und 
fossile Emissionen wirksam reduziert werden.

Neben dem Wasserstoff-Kernnetz sind regio-
nale Wasserstoffnetze von zentraler Bedeu-
tung. Sie schaffen die Verbindung zwischen 
Erzeugung, Import, Speicherung, industrieller 
Nutzung und regionaler Wertschöpfung. Ohne 
solche regionalen Netze besteht die Gefahr, 
dass Wasserstoffinfrastruktur an wichtigen 
industriellen und mittelständischen Standor-
ten vorbeigeht. Niedersachsen sollte deshalb 
Modellland für den Aufbau regionaler Wasser-
stoffnetze werden.

Auch die Kostenfrage ist entscheidend. Elektro-
lyseure können systemdienlich wirken, indem 
sie erneuerbaren Strom aufnehmen, Netze ent-
lasten und Abregelung verringern. Solche Anla-
gen sollten nicht durch Netzentgelte oder Bau-
kostenzuschüsse zusätzlich belastet werden. 
Wer zur Stabilität und Effizienz des Energie-
systems beiträgt, muss entsprechend entlastet 
werden.

Votum der Antragskommission: Annahme 
mit Änderung: „, insbesondere in Anbindung 
an Infrastrukturen zur CO2-Speicherung und 
-Nutzung (CCS/CCU)“

Nr. 16: Versorgungssicherheit re-
gional stärken

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
CDU-Landtagsfraktion sowie die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion auf, sich dafür einzuset-
zen, Niedersachsen als zentralen Speicher-, 
Kraftwerks- und Infrastrukturstandort der 
Energiewende anzuerkennen und entspre-
chend politisch, regulatorisch und finanziell zu 
unterstützen. Dafür fordern wir:

1. Umwidmung bestehender Erdgasinfrastruk-
tur wirtschaftlich ermöglichen: Bestehende 
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Erdgasinfrastruktur muss dort, wo es tech-
nisch sinnvoll und wirtschaftlich tragfähig ist, 
für Wasserstoff und klimaneutrale Moleküle 
umgewidmet werden können. Regulatorische 
Hürden sind abzubauen, damit vorhandene 
Infrastruktur effizient weitergenutzt werden 
kann.

2. Investitionsabsicherung für Speicher- und 
Infrastrukturprojekte gewährleisten: In der 
Hochlaufphase der Wasserstoffwirtschaft dür-
fen notwendige Investitionen nicht am Markt-
risiko scheitern. Der Bund wird aufgefordert, 
verbindliche staatliche Absicherungsmecha-
nismen für Speicher- und Infrastrukturpro-
jekte zu schaffen. Dazu gehören Investitionsga-
rantien, Risikoabsicherungen und verlässliche 
Refinanzierungsbedingungen.

3. Kraftwerksstrategie und Wasserstoffstrate-
gie eng verzahnen: Die Kraftwerksstrategie des 
Bundes muss konsequent mit der Wasserstoff-
strategie verbunden werden. Nur so entstehen 
verlässliche Nachfrage, Planungssicherheit 
und ein belastbarer Rahmen für Investitionen 
in wasserstofffähige Kraftwerke, Speicher und 
Netze.

4. Neue Kraftwerke mit verbindlichen Umstel-
lungspfaden ausstatten: Neue Kraftwerke müs-
sen so geplant und genehmigt werden, dass sie 
klare und verbindliche Umstellungspfade auf 
klimaneutrale Moleküle, insbesondere Wasser-
stoff, enthalten. Damit wird Versorgungssicher-
heit kurzfristig gewährleistet und zugleich die 
Transformation zur Klimaneutralität langfris-
tig abgesichert.

5. Strom-, Wasserstoff- und Speicherinfra-
struktur systemdienlich verzahnen: Strom-
netze, Wasserstoffnetze, Speicherinfrastruktur 
und Kraftwerksstandorte müssen integriert ge-
plant und systemdienlich miteinander verbun-
den werden. Ziel ist ein Gesamtsystem, das er-
neuerbare Energien effizient nutzt, Abregelung 
reduziert, Versorgungssicherheit stärkt und 
industrielle Wertschöpfung in Niedersachsen 
ermöglicht.

Begründung: Niedersachsen nimmt für die 
künftige Energieversorgung Deutschlands eine 
Schlüsselrolle ein. Das Land verfügt über be-
deutende erneuerbare Erzeugungskapazitäten, 
leistungsfähige Netzinfrastruktur, Industrie- 
und Hafenstandorte sowie besondere geologi-
sche Voraussetzungen für Speicherinfrastruk-
tur. Diese Potenziale müssen gezielt genutzt 
werden, um Versorgungssicherheit und indus-

trielle Transformation miteinander zu verbin-
den.

Mit dem Ausbau erneuerbarer Energien wächst 
der Bedarf an Speichern und flexiblen Kraft-
werken. Wind- und Solarenergie sind tragende 
Säulen der künftigen Energieversorgung, ste-
hen jedoch nicht jederzeit in gleicher Menge zur 
Verfügung. Speicher können Energie zeitlich 
verfügbar machen, während flexible Kraftwer-
ke die Versorgung in Phasen geringer erneuer-
barer Stromerzeugung absichern.

Bestehende Erdgasinfrastruktur darf im Trans-
formationsprozess nicht ungenutzt bleiben. Wo 
eine Umwidmung technisch möglich und sinn-
voll ist, muss sie wirtschaftlich ermöglicht wer-
den. Das spart Kosten, beschleunigt den Auf-
bau einer Wasserstoffinfrastruktur und nutzt 
bestehende Standortvorteile.

Gleichzeitig sind Investitionen in Speicher, 
Netze und wasserstofffähige Kraftwerke in der 
Hochlaufphase mit erheblichen Risiken ver-
bunden. Solange Märkte, Nachfrage und Erlös-
modelle noch nicht vollständig entwickelt sind, 
braucht es staatliche Absicherungsmechanis-
men. Ohne verlässliche Investitionsbedingun-
gen besteht die Gefahr, dass dringend benötigte 
Projekte verzögert oder nicht realisiert werden.

Die Kraftwerksstrategie des Bundes darf nicht 
isoliert betrachtet werden. Sie muss eng mit 
der Wasserstoffstrategie verzahnt werden, da-
mit neue Kraftwerke nicht zu fossilen Lock-
in-Strukturen führen, sondern Teil eines 
klimaneutralen Energiesystems werden. Ver-
bindliche Umstellungspfade auf klimaneutrale 
Moleküle schaffen Planungssicherheit für Be-
treiber, Industrie und Infrastrukturentwickler.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 17: Koordinierter und kommu-
nalfreundlicher Netzausbau

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
CDU-Landtagsfraktion sowie die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion auf, sich dafür einzusetzen, die 
gesetzlichen, regulatorischen und finanziellen 
Rahmenbedingungen so auszugestalten, dass 
der notwendige Netzausbau in Niedersachsen 
koordiniert, beschleunigt, akzeptanzsichernd 
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und kommunalfreundlich umgesetzt wird. Da-
für fordern wir:

1. Gesetzlich verpflichtende Koordinierung 
großer Infrastrukturmaßnahmen: Der Ausbau 
von Stromnetzen, Wasserstoffnetzen, Speicher-
infrastruktur, Kraftwerksstandorten, system-
dienlichen Anlagen und weiteren großen Ener-
gieinfrastrukturprojekten muss verbindlich 
koordiniert werden. Planungen dürfen nicht 
isoliert nebeneinander erfolgen, sondern müs-
sen räumlich, zeitlich und fachlich aufeinander 
abgestimmt werden, um Doppelstrukturen zu 
vermeiden.

2. Beschleunigung systemdienlicher Projekte 
durch bessere Abstimmung: Eine koordinierte 
Planung soll nicht zu zusätzlicher Bürokratie 
führen, sondern Verfahren beschleunigen. Sys-
temdienliche Projekte, die zur Netzstabilität, 
zur Nutzung erneuerbarer Energien, zur Re-
duzierung von Abregelung, zur Versorgungssi-
cherheit oder zur industriellen Transformation 
beitragen, müssen schneller und verlässlicher 
umgesetzt werden können.

3. Verbindliche finanzielle Beteiligung der 
Standortkommunen: Kommunen, die Stand-
ort großer Energieinfrastruktur sind, müssen 
verbindlich finanziell beteiligt werden. Diese 
Beteiligung soll kommunale Haushalte stär-
ken, Akzeptanz sichern und den betroffenen 
Gemeinden ermöglichen, eigene Zukunftsin-
vestitionen in Infrastruktur, Daseinsvorsorge, 
Bildung, Mobilität, Digitalisierung und Lebens-
qualität zu tätigen.

4. Transparente Bewertung der Systemkosten 
und Einsparpotenziale: Die Kosten für Redi-
spatch und Abregelung belasten Netzentgelte 
und öffentliche Haushalte. Gleichzeitig kann 
flexible Nachfrage den Strommarkt stabilisie-
ren, Extrempreissituationen reduzieren und 
Systemkosten senken. Instrumente wie ein 
Nordbonus für flexible Lasten in Regionen mit 
hoher Abregelungsquote sind deshalb hinsicht-
lich ihrer fiskalischen Wirkungen transparent 
zu evaluieren.

5. Refinanzierung durch sinkende Redispatch- 
und Abregelungskosten ermöglichen: Ein Nord-
bonus kann Transfers aus dem Klima- und 
Transformationsfonds reduzieren und durch 
sinkende Redispatch- und Abregelungskosten 
refinanziert werden. Voraussetzung ist eine 
transparente, nachvollziehbare und regelmä-
ßige Evaluierung der Kosten- und Entlastungs-
wirkungen.

Begründung: Niedersachsen ist für die Ener-
gieversorgung Deutschlands von zentraler 
Bedeutung. Als Flächenland mit hoher erneu-
erbarer Stromerzeugung, starken ländlichen 
Räumen, leistungsfähiger Landwirtschaft, be-
deutender Industrie und wichtigen Energie-
infrastrukturen trägt Niedersachsen eine be-
sondere Verantwortung für das Gelingen der 
Energiewende.

Viele Gemeinden sind bereits heute mit einer 
Vielzahl von Infrastrukturmaßnahmen kon-
frontiert. Wenn mehrere Trassen, Leitungen, 
Netzanschlüsse, Speicherprojekte oder ande-
re energiebezogene Vorhaben zeitgleich oder 
unkoordiniert geplant werden, entstehen er-
hebliche Belastungen. Das betrifft kommunale 
Verwaltungen, Bürgerinnen und Bürger, Land-
wirtschaft, Naturräume und die Entwicklungs-
möglichkeiten vor Ort.

Akzeptanz entsteht nur, wenn Belastungen fair 
verteilt, Planungen transparent abgestimmt 
und Standortkommunen angemessen beteiligt 
werden. Kommunen dürfen nicht bloß Durch-
leitungs- und Standortflächen bereitstellen, 
sondern müssen sichtbar von ihrer Rolle in der 
Energiewende profitieren. Eine verbindliche 
finanzielle Beteiligung stärkt die kommunale 
Handlungsfähigkeit und erhöht die Akzeptanz 
vor Ort.

Zugleich müssen die Systemkosten stärker in 
den Blick genommen werden. Redispatch und 
Abregelung verursachen hohe Kosten, die über 
Netzentgelte und öffentliche Haushalte getra-
gen werden. Flexible Nachfrage kann helfen, 
erneuerbaren Strom besser zu nutzen, Extrem-
preissituationen zu reduzieren und das Ge-
samtsystem zu stabilisieren. Ein Nordbonus 
für flexible Lasten in Regionen mit hoher Ab-
regelungsquote kann hierzu einen Beitrag leis-
ten, wenn seine fiskalischen Wirkungen trans-
parent evaluiert werden.

Besonders wichtig ist die dauerhafte Entlastung 
ländlicher Räume. Gerade dort entstehen vie-
le Anlagen, Trassen und Netzinfrastrukturen, 
während die Kosten bislang nicht immer ge-
recht verteilt werden. Eine Reform der Netzent-
geltsystematik ist notwendig, damit ländliche 
Räume nicht strukturell benachteiligt werden.

Votum der Antragskommission: Annahme
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Nr. 18: Regionale Wertschöpfung 
stärken

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
CDU-Landtagsfraktion sowie die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion auf, sich dafür einzuset-
zen, gemeinsam die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass Niedersachsen seine Rolle als 
Energie-, Industrie-, Speicher-, Hafen- und In-
novationsland der Zukunft wahrnehmen kann. 
Die Energiewende muss marktwirtschaftlich, 
technologieoffen, bezahlbar und regional wert-
schöpfungsorientiert gestaltet werden. Dafür 
fordern wir:

1. Anwendungsorientierte Forschung stärken: 
Niedersachsen soll weitere anwendungsorien-
tierte Forschungsvorhaben auf den Weg brin-
gen und unterstützen, die der Erforschung, Er-
probung und Weiterentwicklung verschiedener 
Technologien der Energiegewinnung, Speiche-
rung, Umwandlung und Nutzung dienen. For-
schung und Praxis müssen enger miteinander 
verzahnt werden.

2. CO₂-Abscheidung und -Speicherung ermög-
lichen: Wir sprechen uns für die Nutzung der 
Abscheidung und Speicherung von CO₂ aus, so-
wohl onshore als auch offshore. Diese Techno-
logie kann einen wichtigen Beitrag leisten, um 
industrielle Prozesse klimafreundlicher zu ge-
stalten und unvermeidbare Emissionen zu re-
duzieren.

3. Niedersächsische Häfen als Energie-Dreh-
scheiben der Zukunft ertüchtigen: Die Häfen 
in Niedersachsen sind zentrale Energie-Dreh-
scheiben der Zukunft. Sie müssen für neue 
Aufgaben im Bereich Energieimport, Wasser-
stoffwirtschaft, Offshore-Windenergie, Indus-
trieversorgung und Umschlag von Komponen-
ten, etwa für Windenergieanlagen, ertüchtigt 
werden. Investitionen in Hafeninfrastruktur, 
Umschlagflächen und Hinterlandanbindungen 
sind nicht allein regionale Aufgaben, sondern 
liegen auch im Landes- und Bundesinteresse. 
Sie müssen daher von Standortkommunen, 
Land und Bund gemeinsam finanziert werden.

4. Strategische Reserven für Öl und Gas stär-
ken: Niedersachsen trägt aufgrund seiner 
Infrastruktur, Speicherpotenziale und ener-
giewirtschaftlichen Bedeutung eine hohe Ver-
antwortung für die Nutzung und den Aufbau 
strategischer Reserven. Neben bestehenden 
Ölreserven soll auch die strategische Gasbevor-

ratung gestärkt werden.

5. Strategische deutsche Gasreserve aufbauen: 
Wir sprechen uns für den Aufbau einer strate-
gischen Gasreserve in einer Größenordnung 
von 70 bis 80 TWh aus. Eine solche Reserve 
stärkt Versorgungssicherheit, Krisenresilienz 
und energiepolitische Handlungsfähigkeit.

Begründung: Niedersachsen ist für die Ener-
gieversorgung Deutschlands von zentraler Be-
deutung. Das Land verfügt über erneuerbare 
Erzeugungskapazitäten, bedeutende Hafen-
standorte, Speicherpotenziale, industrielle 
Zentren, Forschungseinrichtungen, landwirt-
schaftliche Flächen, Netzinfrastruktur und 
internationale Verbindungen. Daraus erwächst 
eine besondere Verantwortung, aber auch eine 
große wirtschaftliche Chance.

Eine besondere Rolle spielen die niedersächsi-
schen Häfen. Sie werden künftig noch stärker 
als Energie-Drehscheiben gebraucht: für Was-
serstoff, erneuerbare Energien, Offshore-Wind-
energie, Energieimporte, industrielle Versor-
gung und den Umschlag großer Komponenten. 
Die dafür notwendigen Investitionen können 
nicht allein von den Standortkommunen getra-
gen werden. Sie sind von nationaler Bedeutung 
und müssen deshalb gemeinsam von Kommu-
nen, Land und Bund finanziert werden.

Auch der Nordbonus folgt diesem Gedanken. 
Er ist kein regionaler Sondervorteil, sondern 
ein Instrument, um bestehende Fehlanreize 
im Energiesystem zu korrigieren. Wenn er-
neuerbarer Strom abgeregelt wird, während 
Unternehmen gleichzeitig unter hohen Ener-
giepreisen leiden, entsteht eine strukturelle 
Ineffizienz. Flexible Nachfrage kann helfen, 
Abregelung zu reduzieren, Redispatch-Kosten 
zu senken und Wertschöpfung dort zu ermög-
lichen, wo Energie erzeugt wird.

Zugleich muss die Energieversorgung unab-
hängiger und krisenresilienter werden. Die 
Erfahrungen der vergangenen Jahre haben ge-
zeigt, wie gefährlich einseitige Abhängigkeiten 
von nichteuropäischen Lieferanten sein kön-
nen. Ein wachsender Anteil eigener Energie-
gewinnung, der weitere Ausbau erneuerbarer 
Energien und die enge Zusammenarbeit mit 
europäischen Partnern, insbesondere den Nie-
derlanden, stärken die Versorgungssicherheit.

Strategische Reserven bleiben ein wichtiger Be-
standteil einer resilienten Energieversorgung. 
Niedersachsen kann aufgrund seiner Spei-
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cher- und Infrastrukturpotenziale einen wich-
tigen Beitrag leisten. Neben der bestehenden 
Ölbevorratung ist auch der Aufbau einer stra-
tegischen Gasreserve in Deutschland notwen-
dig. Eine Reserve von 70 bis 80 TWh würde die 
Handlungsfähigkeit in Krisensituationen stär-
ken und die Versorgungssicherheit erhöhen.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 19: Einrichtung und Anerken-
nung Berufsstarterklassen

Antragsteller: FU Niedersachsen

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
Einrichtung und Anerkennung von Berufs-
starterklassen als eigenständige Klassen an 
Oberschulen und Integrierten Gesamtschulen 
sowie die Bereitstellung entsprechender päda-
gogischer Ressourcen durch das Land Nieder-
sachsen. Interessierte Schulen sollen durch das 
Land bei der Einrichtung von Berufsstartklas-
sen unterstützt werden.

Begründung: Der Fachkräftemangel ist auf al-
len Ebenen der Berufswelt in Deutschland sicht-
bar und wirtschaftlich spürbar. Viele Betriebe 
suchen händeringend nach Auszubildenden. 
Die Gründe dafür sind vielfältig. Neben dem 
demografischen Wandel spielt auch mangelnde 
Berufsorientierung sowie die eingeschränkte 
Ausbildungsreife vieler junger Menschen eine 
Rolle. Dabei geht es nicht nur um die Frage, 
welchen Beruf sie erlernen wollen, sondern um 
generelle Unsicherheiten, die mit dem Berufs-
leben zusammenhängen. Hilfreich wäre es, 
wenn gerade für Schülerinnen und Schüler, die 
voraussichtlich Schwierigkeiten haben werden, 
den Hauptschulabschluss zu erwerben und/
oder den Übergang in eine betriebliche Ausbil-
dung zu schaffen, Unterstützung erhielten. An 
dieser Stelle können Berufsstarterklassen die 
Chance auf einen gelingenden Übergang von 
der Schule in den Beruf erhöhen.

Berufsstarterklassen setzen auf eine enge Zu-
sammenarbeit von Schulen, Betrieben, Eltern 
und sozial- bzw. berufspädagogischen Fach-
kräften. Sie ermöglichen die Verzahnung von 
beruflicher Praxis und schulischer Ausbildung 
und fördern so in besonderem Maße die Aus-
bildungsfähigkeit und Berufsorientierung von 
Schülerinnen und Schülern mit Ausbildungs-

hemmnissen.

Bereits in den Jahren 2008 bis 2010 hat das 
Modellprojekt „Abschlussquote erhöhen – Be-
rufsfähigkeit steigern“ die positiven Ergebnisse 
von Berufsstarterklassen unter Beweis gestellt. 
Das Modellprojekt zeigte die Wirksamkeit einer 
auf Ausbildungsreife und Berufsorientierung 
abzielenden umfassenden und vielschichti-
gen Betreuung von Jugendlichen. Die jungen 
Menschen erreichten Abschlüsse, die ohne das 
Projekt wahrscheinlich nicht erreicht worden 
wären. Aufgrund der engen Zusammenarbeit 
von Schulen, Elternhäusern, Betrieben und 
sozial- bzw. berufspädagogischen Fachkräften 
konnten Potenziale frühzeitig analysiert und 
Stärken sowie Fähigkeiten gefördert werden. 
Auch konnte die Verbesserung von schulischen 
Leistungen und Abschlüsse sowie von Zuver-
lässigkeit, Pünktlichkeit und Fleiß beobachtet 
werden.

Votum der Antragskommission: Verweis an 
die Landtagsfraktion

Nr. 20: Ehrenamt im Bevölkerungs-
schutz gezielt fördern

Antragsteller: FU Niedersachsen

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
niedersächsische Landesregierung auf, das Eh-
renamt im Katastrophen- und Bevölkerungs-
schutz nachhaltig zu stärken und insbesondere 
die Beteiligung von Frauen im Katastrophen- 
und Bevölkerungsschutz gezielt zu fördern. Da-
bei sind insbesondere folgende Punkte umzu-
setzen:

1. Die gesellschaftliche Anerkennung des Eh-
renamts ist durch moderne Kampagnen sicht-
bar zu machen und es sind gezielte Maßnah-
men zur Nachwuchsgewinnung zu ergreifen. 
Dabei ist insbesondere die Sichtbarkeit und 
Förderung von Frauen in den Blick zu nehmen.

2. Auf Bundesebene ist auf steuerliche Anreize 
für Unternehmen hinzuwirken, die ihre Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter für ehrenamtli-
ches Engagement, insbesondere für Übungen 
und Ausbildungsmaßnahmen freistellen.

3. Es sind Maßnahmen zu ergreifen, um eine 
faktische Gleichstellung aller ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfer, unabhängig von der 
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jeweiligen Hilfsorganisation zu erreichen. Dies 
betrifft insbesondere die Finanzierungssyste-
matik, die Antragsverfahren sowie die Aner-
kennung der Jugendarbeit.

4. Die Ausbildungs- und Übungsinfrastruktur 
ist landesweit zu modernisieren und zu digita-
lisieren.

5. Um das Engagement von Frauen zu erleich-
tern, sind familienfreundliche Strukturen im 
Ehrenamt konsequent auszubauen. Hierzu sind 
Kinderbetreuungsplätze bevorzugt an Familien 
zu vergeben, in denen mindestens ein Elternteil 
im Katastrophen- oder Zivilschutz aktiv ist.

6. Frauen sind in Führungspositionen, in si-
cherheitsrelevanten Entscheidungsstrukturen 
sowie in politischen Gremien stärker zu be-
rücksichtigen und systematisch zu fördern.

Begründung: Das Ehrenamt bildet das Rück-
grat des Bevölkerungsschutzes. Allein in Nie-
dersachsen engagieren sich über 140.000 
Menschen in Feuerwehr und Technischem 
Hilfswerk. Dieses Engagement steht jedoch zu-
nehmend unter Druck durch steigende Anfor-
derungen und die Herausforderung, Ehrenamt, 
Beruf und Familie zu vereinbaren. Ohne struk-
turelle Verbesserungen droht hier ein Verlust 
an Einsatzfähigkeit.

Frauen übernehmen bereits heute in Krisen 
zentrale Verantwortung – in Familien, Pflege, 
Hilfsorganisationen und zunehmend auch in 
der Bundeswehr. Dennoch sind sie in sicher-
heitsrelevanten Entscheidungsstrukturen wei-
terhin unterrepräsentiert. Es ist daher erforder-
lich, Frauen gezielt zu fördern, ihre Leistungen 
sichtbarer zu machen und ihnen den Zugang 
zu Führungsaufgaben konsequent zu erleich-
tern. Familienfreundliche Rahmenbedingun-
gen sind dabei ein entscheidender Schlüssel, 
um mehr Frauen für ein Engagement im Bevöl-
kerungsschutz zu gewinnen und langfristig zu 
halten.

Gleichzeitig muss die gesellschaftliche An-
erkennung des Ehrenamts insgesamt gestärkt 
werden, um Nachwuchs zu gewinnen und be-
stehendes Engagement zu sichern. Unterneh-
men spielen hierbei eine wichtige Rolle und 
müssen stärker eingebunden werden. Auch 
die Gleichstellung der verschiedenen Orga-
nisationen sowie moderne Ausbildungs- und 
Infrastrukturbedingungen sind zentrale Vor-

aussetzungen für einen leistungsfähigen Be-
völkerungsschutz.

Votum der Antragskommission: Annahme 
mit Änderung: Streichung Satz zwei bei Punkt 
fünf.

Nr. 21: Bildung für Sicherheit in Nie-
dersachsen stärken

Antragsteller: FU Niedersachsen

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
niedersächsische Landesregierung auf, die 
Resilienzbildung sowie den Zivil- und Katast-
rophenschutz im Schulwesen systematisch zu 
stärken. Kinder und Jugendliche sollen früh 
lernen, wie sie in Krisen richtig handeln. Dabei 
sind insbesondere folgende Punkte umzuset-
zen:

1. In einem Modelprojekt soll die Vermittlung 
von Kompetenzen des Zivil- und Katastrophen-
schutzes an weiterführenden Schulen erprobt 
werden. Dabei sollen insbesondere die Selbst-
hilfe sowie das Verhalten in Notlagen in den 
Blick genommen werden.

2. Lehrerinnen und Lehrer sollen Fort- und 
Weiterbildungen zu Inhalten aus den Bereichen 
Zivil- und Katastrophenschutz angeboten wer-
den, um entsprechende Kompetenzen in den 
Schulen zu stärken.

3. Informationsangebote durch Jugendoffizie-
re sind an allen weiterführenden Schulen im 
Unterricht zu verankern, um sicherheitspoli-
tische Zusammenhänge besser zu vermitteln. 
Jede Schülerin und jeder Schüler soll in der 
Schulzeit mindestens einmal Kontakt zu einer 
Soldatin oder einem Soldaten der Bundeswehr 
haben.

4. Kooperationen zwischen Schulen und Ein-
satzorganisationen sind systematisch auszu-
bauen. Dies kann insbesondere durch Pro-
jekttage, Schulpraktika, Patenschaften oder 
gemeinsame Übungen erfolgen.

Begründung: Kinder und Jugendliche müssen 
frühzeitig darauf vorbereitet werden, in Kri-
sensituationen richtig zu handeln. Angesichts 
zunehmender Naturkatastrophen, hybrider 
Bedrohungen und sicherheitspolitischer He-
rausforderungen ist Resilienz nicht nur eine 
individuelle Fähigkeit, sondern ein zentraler 
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Bestandteil gesellschaftlicher Vorsorge. Schu-
le kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu. Sie ist 
der Ort, an dem alle Kinder und Jugendlichen 
erreicht werden und grundlegende Kompe-
tenzen für den Umgang mit Krisensituationen 
vermittelt werden können. Bislang ist der Zivil- 
und Katastrophenschutz jedoch nicht verbind-
lich im Unterricht verankert. Dies führt dazu, 
dass viele junge Menschen nicht ausreichend 
auf Notlagen vorbereitet sind.

Besondere Unterrichtsmodule können dazu 
beitragen, grundlegendes Wissen über Selbst-
schutz, Erste Hilfe und richtiges Verhalten in 
Krisensituationen zu vermitteln. Gleichzeitig 
stärken sie Verantwortungsbewusstsein und 
Handlungssicherheit. Die Zusammenarbeit 
mit Einsatzorganisationen ermöglicht darüber 
hinaus praxisnahe Einblicke und stärkt das 
Verständnis für ehrenamtliches Engagement. 
Dies kann zugleich einen wichtigen Beitrag zur 
Nachwuchsgewinnung leisten. Auch die Fort-
bildung von Lehrkräften ist entscheidend, um 
die Inhalte kompetent und nachhaltig zu ver-
mitteln. Die Einbindung von Jugendoffizieren 
trägt dazu bei, sicherheitspolitische Zusam-
menhänge verständlich zu machen und das 
Interesse an sicherheitsrelevanten Aufgaben zu 
fördern.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 22: Zusammenarbeit von zivilen 
und militärischen Kräft

Antragsteller: FU Niedersachsen

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
niedersächsische Landesregierung auf, die 
Zusammenarbeit zwischen zivilen und militä-
rischen Akteuren im Bevölkerungsschutz sys-
tematisch zu stärken und weiterzuentwickeln. 
Sicherheit ist eine gemeinsame Aufgabe. Zivile 
und militärische Kräfte müssen enger verzahnt 
werden, um auf Krisen- und Gefahrenlagen ab-
gestimmt, effizient und einsatzbereit reagieren 
zu können. Hierzu sind insbesondere folgende 
Maßnahmen umzusetzen:

1. Es ist ein Operationsplan Zivilschutz für Nie-
dersachsen auf den Weg zu bringen, der klare 
Zuständigkeiten, abgestimmte Abläufe und 
verlässliche Kommunikationsstrukturen für 
den Krisenfall definiert und regelmäßig fortge-
schrieben wird.

2. Es ist die Einrichtung gemeinsamer Lage-
zentren von Bund, Ländern und Kommunen 
voranzutreiben, um eine koordinierte Lagebe-
wertung und Entscheidungsfindung sicherzu-
stellen.

3. Regelmäßige gemeinsame Übungen aller si-
cherheitsrelevanten Akteure – insbesondere 
Bundeswehr, Polizei, Technisches Hilfswerk, 
Feuerwehren und Hilfsorganisationen – sind 
verbindlich auszubauen, um Reaktionsfähig-
keit und Zusammenarbeit nachhaltig zu ver-
bessern.

4. Es ist auf Bundesebene auf rechtsklare Rah-
menbedingungen für die Amtshilfe der Bun-
deswehr im Inneren hinzuwirken bzw. entspre-
chende Initiativen aktiv zu unterstützen. Dies 
gilt insbesondere im Zusammenhang mit der 
Abwehr von Drohnen.

5. Ergänzend sind Investitionen in Fähigkeiten 
vorzunehmen, die sowohl im Verteidigungsfall 
als auch in Katastrophenlagen benötigt wer-
den. Dies betrifft insbesondere die Bereiche di-
gitale Kommunikation, Logistik, Pionierwesen, 
Schutzbauten, medizinische Versorgung und 
Transportinfrastruktur.

Begründung: Deutschland und Niedersachsen 
stehen vor wachsenden sicherheitspolitischen 
Herausforderungen. Naturkatastrophen, hyb-
ride Bedrohungen, Cyberangriffe und militä-
rische Konflikte erfordern ein vernetztes Ver-
ständnis von Sicherheit.

Zivile und militärische Kräfte müssen als Be-
standteile einer gemeinsamen Sicherheits-
architektur agieren – abgestimmt, effizient 
und einsatzbereit. Dies setzt eine enge Zusam-
menarbeit zwischen Bundeswehr, Polizei, 
Technischem Hilfswerk, Feuerwehren und 
Hilfsorganisationen voraus. Bislang bestehen 
jedoch vielfach getrennte Strukturen, unter-
schiedliche Zuständigkeiten und unzureichend 
abgestimmte Abläufe. Gerade in komplexen 
Krisenlagen kann dies zu Verzögerungen und 
Ineffizienzen führen.

Ein Operationsplan Zivilschutz kann hierbei 
einen wichtigen Beitrag leisten, indem er Ab-
läufe strukturiert, Zuständigkeiten klärt und 
die Zusammenarbeit verbessert. Ebenso ent-
scheidend sind jedoch klare rechtliche Rah-
menbedingungen, gemeinsame Lagebilder, re-
gelmäßige Übungen und gezielte Investitionen 
in die notwendigen Fähigkeiten. Besondere 
Bedeutung kommt dabei der Verzahnung von 
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Landes- und Bundeskompetenzen zu. Nieder-
sachsen muss bestehende Spielräume nutzen 
und zugleich auf Bundesebene aktiv an der 
Weiterentwicklung der rechtlichen Grundlagen 
mitwirken.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 23: Childhood-Häuser für Nie-
dersachsen

Antragsteller: FU Niedersachsen

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
Landesregierung zur Stärkung des Kinder-
schutzes und des Rechtsstaates durch die Ein-
richtung von sog. Childhood-Häuser nach dem 
Modell der World Childhood Foundation in Nie-
dersachsen beizutragen.

Das Childhood-Haus-Konzept zeichnet sich ins-
besondere aus durch:

• Interdisziplinäre Zusammenarbeit von aus 
Medizin, Justiz, Polizei, Jugendamt und Psy-
chologie, mit besonderem Augenmerk auf das 
Kindeswohl und möglichst geringe Belastungs-
situation für das Kind

• Auf ein Minimum reduzierte Kindesbefra-
gung durch das Zusammenführen aller Akteu-
re unter einem Dach und audio-visueller Ver-
nehmungstechnik

• Koordination und Betreuung von Kindern 
durch geschultes Fachpersonal

• Kindgerechter Umgang: das Kind steht im 
Zentrum allen Handelns. Der Grundsatz lautet: 
Unabhängig vom Ausgang des Verfahrens soll 
es dem Kind nach dessen Abschluss besser ge-
hen als davor!

Niedersachsen ist derzeit das einzige Bundes-
land, das über kein Childhood Haus verfügt. 
Mittelfristig ist unser Ziel, in jedem Oberlan-
desgerichtsbezirk ein Childhood-Haus einzu-
richten und dauerhaft zu betreiben.

Begründung: Kinder, die Opfer oder Zeugen 
von Gewalt werden, haben ein Recht auf Schutz, 
Würde und Gerechtigkeit. Doch zu oft erleben 
sie Justiz- und Hilfestrukturen, die auf Erwach-
sene ausgerichtet sind – mit wiederholten Be-
fragungen zu traumatischen Erlebnissen, über-
langen Verfahren, komplizierten Abläufen und 

belastenden Situationen, die bestehende Trau-
mata vertiefen können.

Childhood-Häuser arbeiten nach einem in meh-
reren Bundesländern hinreichend erprobten 
Ansatz, mit dem sich die Belastungen für Kin-
der verringern lassen und ihr Schutzinteresse 
bestmöglich verwirklicht werden kann. Sie bie-
ten ideale räumliche Möglichkeiten für eine gut 
abgestimmte, koordinierte und kinderfreundli-
che Versorgung der Kinder in Ermittlungsver-
fahren. Das Childhood-Haus-Konzept zielt da-
rauf ab, eine gut strukturierte, koordinierende 
zentrale Anlaufstelle zu etablieren, die alle not-
wendigen interdisziplinären Professionen un-
ter einem Dach in ihrer Zusammenarbeit ver-
eint (im Rahmen der jeweiligen Rechtsnorm), 
um damit eine möglichst optimale Versorgung 
für Kinder mit Gewalterfahrungen zu sichern.

Die Erfahrungen anderer Bundesländer zeigen, 
dass Childhood-Häuser ein wirksames Instru-
ment für einen modernen Kinderschutz und 
die Stärkung des Rechtsstaates sind. Nieder-
sachsen muss endlich nachziehen und entspre-
chende Strukturen aufbauen.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 24: System zur Hilfe bei häusli-
cher Gewalt ausbauen

Antragsteller: FU Niedersachsen

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
niedersächsische Landesregierung auf, ihrer 
Verpflichtung gemäß Gewalthilfegesetz nach-
zukommen und ein bedarfsgerechtes Hilfe-
system für Opfer geschlechtsspezifischer und 
häuslicher Gewalt bereitzustellen. Ziel ist es, 
den Schutz vor geschlechtsspezifischer und 
häuslicher Gewalt zu verbessern, deren Folgen 
zu mildern sowie Prävention zu stärken. Dazu 
sind insbesondere folgende Maßnahmen zu er-
greifen:

1. Auf- und Ausbau von Schutz-, Beratungs- so-
wie Unterstützungsangeboten für gewaltbetrof-
fene Personen,

2. Auf- und Ausbau von Präventionsangeboten, 
die sich an gewaltausübende Personen richten,

3. Unterstützung der strukturierten Vernet-
zungsarbeit innerhalb des Hilfesystems sowie 
mit anderen Hilfsdiensten und Behörden, den 
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Einrichtungen des Gesundheitswesens, den öf-
fentlichen und freien Trägern der Kinder- und 
Jugendhilfe, den Polizei- und Ordnungsbehör-
den, der Justiz sowie mit Bildungseinrichtun-
gen.

Begründung: Häusliche und geschlechtsspe-
zifische Gewalt sind ein gravierendes gesell-
schaftliches Problem. Gewalt bleibt nicht selten 
lange unentdeckt oder wird aus Angst, Abhän-
gigkeit oder Scham nicht angezeigt. Die Folgen 
für die Betroffenen sind erheblich. Neben kör-
perlichen Verletzungen leiden viele Opfer unter 
langfristigen psychischen Belastungen, die 
sich auf alle Lebensbereiche auswirken. Ins-
besondere Kinder, die Gewalt miterleben oder 
selbst betroffen sind, tragen häufig dauerhafte 
Schäden davon.

Der Staat hat die klare Verpflichtung, wirksame 
Schutz- und Hilfesysteme bereitzustellen. Das 
Anfang 2025 verabschiedete Gewalthilfegesetz 
unterstreicht diesen Anspruch und verpflichtet 
die Länder, ein bedarfsgerechtes Angebot an 
Schutz-, Beratungs- und Unterstützungsleis-
tungen sicherzustellen.

Ein wirksamer Schutz vor häuslicher Gewalt er-
fordert mehr als akute Hilfe. Prävention muss 
stärker in den Fokus rücken. Dazu gehört ins-
besondere die Arbeit mit Gewalttätern, um Ge-
waltkreisläufe frühzeitig zu durchbrechen und 
Wiederholungstaten zu verhindern.

Zudem ist eine enge und strukturierte Zu-
sammenarbeit aller beteiligten Akteure 
unerlässlich. Polizei, Justiz, Jugendhilfe, 
Gesundheitswesen, Beratungsstellen und Bil-
dungseinrichtungen müssen eng vernetzt zu-
sammenarbeiten, um betroffenen Personen 
schnell, unbürokratisch und wirksam helfen zu 
können. Derzeit bestehen jedoch häufig noch 
Schnittstellenprobleme und Koordinationsde-
fizite. Ein bedarfsgerechtes, verlässliches und 
gut vernetztes Hilfesystem ist daher eine zent-
rale Voraussetzung, um Betroffene wirksam zu 
schützen, Gewalt nachhaltig zu bekämpfen und 
Prävention zu stärken.

Ziel muss es sein, allen Betroffenen niedrig-
schwellige, schnelle und passgenaue Hilfe zu 
ermöglichen und gleichzeitig die strukturellen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass Ge-
walt frühzeitig erkannt und verhindert werden 
kann.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 25: Strategische Neuausrich-
tung der LpB

Antragsteller: RCDS Niedersachsen

Antrag: Die strategische Neuausrichtung der 
Niedersächsischen Landeszentrale für politi-
sche Bildung (LpB) vorantreiben und deren ein-
seitige Fokussierung auf bestimmte Themen-
felder und kurzlebige Projekte beenden. Die 
Landeszentrale soll stattdessen zu ihrer Kern-
aufgabe der Bereitstellung einer breiten, über-
parteilichen Grundbildung für alle Bürger zu-
rückkehren und nach dem Vorbild von Hessen 
und Sachsen ein umfangreiches, kostenloses 
Publikationsangebot etablieren.

Begründung: Die Kernaufgabe einer Landes-
zentrale für politische Bildung ist die Stärkung 
der Demokratie durch die Vermittlung von fun-
diertem und ausgewogenem Grundwissen über 
Geschichte, Gesellschaft und die Funktions-
weise unseres Staates. Der offizielle Tätigkeits-
bericht der niedersächsischen LpB für die Jah-
re 2020-2024 belegt jedoch, dass die Institution 
von diesem zentralen Auftrag abgewichen ist.

Statt einer breiten, alle Bürger ansprechenden 
Bildungsarbeit zeigt der Bericht eine problema-
tische Verengung auf spezielle, politisch-ideo-
logische Themenfelder. Ein überproportional 
großer Raum wird der Auseinandersetzung 
mit „Diversität“, „rassismuskritischer Bildung“ 
und „Empowerment-orientierten“ Projekten 
gewidmet. Während diese Themen Teil des 
gesellschaftlichen Diskurses sind, führt ihre 
Dominanz zu einer Vernachlässigung funda-
mentaler Inhalte. Themen wie die deutsche 
Nachkriegsgeschichte, die Funktionsweise des 
Föderalismus, die Grundlagen unserer Wirt-
schaftsordnung oder die Geschichte der euro-
päischen Integration kommen kaum vor. Die 
LpB verfehlt damit ihren Auftrag, die gesamte 
Pluralität der Gesellschaft mit einem ausgewo-
genen Angebot zu versorgen und wird zu einer 
Akteurin für Nischenthemen.

Gleichzeitig bestätigt der Bericht die strategi-
sche Fehlentscheidung, fast ausschließlich auf 
die Wirkung von zeitlich begrenzten Veran-
staltungen, Workshops und digitalen Apps zu 
setzen. Diese Formate sind in ihrer Wirkung 
flüchtig und erreichen nur einen kleinen Per-
sonenkreis. Es fehlt eine nachhaltige Wissens-
basis, wie sie andere Bundesländer wie Hessen 
und Sachsen vorbildlich bereitstellen: hunderte 
kostenlose Bücher und Schriften, die als blei-
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bende Ressource jederzeit zur Hand genom-
men, in Schulen eingesetzt oder in Familien 
weitergereicht werden können. Der Reiter „Pu-
blikationen“ ist auf der Website der Niedersäch-
sischen Landeszentrale nicht einmal vorhan-
den, während in Hessen durch die finanzielle 
Förderung und Angebote der Online-Shop zeit-
weise wegen Übernachfrage vorübergehend 
schließen musste.

Die Landeszentrale muss zu politischer Ausge-
wogenheit und zu ihrer Kernaufgabe der nach-
haltigen Wissensvermittlung für alle Bürgerin-
nen und Bürger zurückkehren. Die Etablierung 
eines breiten, kostenlosen und thematisch viel-
fältigen Publikationsangebots ist der einzig 
richtige Weg, um die politische Bildung in Nie-
dersachsen auf eine solide und überparteiliche 
Basis zu stellen.

Votum der Antragskommission: Annahme

Nr. 26: Für eine gute Zukunft der 
Agrar- und Ernährungswirtschaft 
in Niedersachsen

Antragsteller: Landesvorstand

Antrag: Keine neuen Auflagen: Hohe büro-
kratische Lasten gefährden die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der Agrar- und Ernäh-
rungswirtschaft. Ohne vorherige Lichtung des 
Bürokratiedschungels dürfen keine weiteren 
belastenden gesetzlichen Regelungen erlassen 
werden. Die CDU in Niedersachsen appelliert 
an die Europäische Union, die enorm belas-
tenden Gesetzgebungsvorhaben aus der Green 
Deal-Phase zu stoppen und ad acta zu legen.

Faire Wettbewerbsbedingungen („level playing 
field“): Deutschlands Agrar- und Ernährungs-
wirtschaft ist auf die Einbindung in internatio-
nale Wertschöpfungsketten angewiesen. Um 
die sich im Agrarexport bietenden Chancen 
nutzen zu können, benötigen die Betriebe faire 
Wettbewerbsbedingungen. Europäisches Recht 
darf daher nur eins zu eins in nationales Recht 
umgesetzt werden. Wo dies nicht der Fall ist, 

DOMIZIL
Verwaltungs- und  Verlagsgesellschaft 

Niederdeutsche Stimmen mbH

Wir wünschen allen einen 
erfolgreichen Parteitag!

Loebensteinstraße 30 . 30175 Hannover
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muss deutsches Recht auf europäisches Niveau 
zurückgeführt werden.

Komplizierte und wenig praxisnahe Regelun-
gen ändern: Der förder- und ordnungsrecht-
liche Rahmen für die Landwirtschaft hat sich 
mehr und mehr von der guten fachlichen Praxis 
entfernt und zu einem Bürokratie-Dschungel 
entwickelt. Die aktuellen Vorschriften der Ge-
meinsamen Agrarpolitik, das Düngerecht, die 
neuen Dokumentationspflichten im Pflanzen-

schutz sowie die Erschwernisse bei der Anwen-
dung von Rodentiziden in der Landwirtschaft 
sind dafür besonders prägnante Beispiele. Alle 
Vorschriften müssen auf den Prüfstand gestellt, 
in einem Praxis-Check auf ihre Vereinbarkeit 
mit der guten fachlichen Praxis überprüft und 
vereinfacht werden. Ein einheitliches, modern 
gestaltetes Datenportal muss es Betrieben er-
möglichen, ihren Dokumentations- und Melde-
pflichten möglichst einfach und ohne Doppel-
meldungen nachkommen zu können.

Investitions- und Innovationsbremsen lösen: 
Investitionsbremsen u.a. im Bau- und Immis-
si-onsschutzrecht (vor allem in Form der TA 
Luft) sowie im Lebensmittelrecht müssen ge-
löst, behördliche Zuständigkeiten neu geordnet 
und öffentliche Verwaltungen in personeller 
und technologischer Hinsicht leistungsfähiger 
werden, um Zulassungs- und Genehmigungs-
verfah-ren, beispielsweise für neue Pflanzen-
schutzmittel, zu beschleunigen, Investitionen, 
vor allem in eine zukunftsfähige landwirt-
schaftliche Nutztierhaltung, nicht länger zu 
blockieren sowie die Chancen, die sich durch 
neue Züchtungsmethoden und Smart Farming 
bieten, nutzen zu können.

Zielorientierung statt regulatorischer Feinsteu-
erung: Die kleinteilige Feinsteuerung betriebli-
chen Handelns durch den Gesetzgeber überfor-
dert Betriebe, Beraterinnen und Berater sowie 
öffentliche Verwaltungen. Sie engt unternehme-
rische Spielräume ein, verhindert die flexible 
Anpassung der Betriebe an veränderte markt-
liche und geopolitische Rahmenbedingungen 
und gefährdet die Wettbewerbsfähigkeit. Einer 
zielorientierten und evidenzbasierten Regu-lie-
rung ist der Vorrang vor einer bürokratischen 
Maßnahmensteuerung zu geben.

Mehr Vertrauen, weniger Misstrauen: Politik 
und Verwaltung müssen wieder stärker vom 
Vertrauen darin getragen werden, dass die 
Unternehmen der Agrar- und Ernährungswirt-
schaft Ordnungsrecht einhalten und die ih-

nen angebotenen Anreize im Sinne der gesell-
schaftlichen und politischen Ziele nutzen. Die 
öffentliche Verwaltung muss wieder eine Ver-
trauens- statt einer Misstrauenskultur entwi-
ckeln – auch mit Blick auf ihre eigenen Fähig-
kei-ten und ihre Bereitschaft, Entscheidungen 
im Vertrauen auf die eigene Fachkompetenz zu 
treffen und gegen ggf. aufkommende Kritik zu 
verteidigen.

Begründung: Niedersachsen ist Agrarland Nr. 
1. Seine Agrar- und Ernährungswirtschaft ist 
ein starker Pfei-ler für Wohlstand und Beschäf-
tigung im ländlichen Raum und die sichere Er-
nährung der Menschen in unsicheren Zeiten. 
Die CDU in Niedersachsen bekennt sich klar 
zur landwirt-schaftlichen Produktion in unse-
rem Land bei gleichzeitigem Schutz der natür-
lichen Lebens-grundlagen und der landwirt-
schaftlichen Nutztiere. Sie steht an der Seite 
einer wettbe-werbsfähigen, in die internatio-
nalen Warenströme eingebundenen Agrar- und 
Ernährungs-wirtschaft.

Votum der Antragskommission: Annahme
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Bericht aus dem 
Niedersächsischen Landtag

von Sebastian Lechner MdL,  
Vorsitzender der CDU-Fraktion im Niedersächsi-
schen Landtag

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

seit unserem Landesparteitag im Sommer 2025 
in Osnabrück ist viel geschehen. Damals haben 
wir gemeinsam ein starkes Signal ausgesendet: 
Die CDU in Niedersachsen steht geschlossen, 
selbstbewusst und bereit für die kommenden 
Aufgaben. Diesen Rückenwind haben wir als 
CDU-Fraktion im Niedersächsischen Landtag 
aufgenommen und in parlamentarische Arbeit 
übersetzt.

Seitdem haben wir 41 Gesetzentwürfe, 185 
Entschließungsanträge, 5 Große Anfragen und 
2.815 Kleine Anfragen eingebracht. Zudem 
haben wir zwei Parlamentarische Untersu-
chungsausschüsse durchgesetzt. Hinter diesen 
Zahlen stehen intensive fachliche Arbeit, klare 
politische Haltung und der gemeinsame An-
spruch, Rot-Grün nicht nur zu stellen, sondern 
unserem Land bessere Antworten zu geben.

Mein herzlicher Dank gilt allen Abgeordneten 

der CDU-Landtagsfraktion. Sie bringen Tag für 
Tag ihre Erfahrung, ihre Sachkenntnis und ihre 
tiefe Verwurzelung in den Wahlkreisen ein. Sie 
zeigen im Plenum, in den Ausschüssen und vor 
Ort: Die CDU ist die Kraft, die zuhört, anpackt 
und Verantwortung übernimmt.

Unsere Arbeit folgt dabei einem klaren Maß-
stab: Wir kontrollieren die Landesregierung 
konsequent, aber wir bleiben nicht bei Kritik 
stehen. Wir legen eigene Vorschläge vor und 
zeigen, wie Niedersachsen besser regiert wer-
den kann. Das gilt für unsere Gesetzentwürfe 
zu verbindlichen Sprachstanderhebungen und 
gezielter Sprachförderung vor der Einschulung 
ebenso wie für unsere Vorschläge zur Stärkung 
der Industrie, zur Beschleunigung von Geneh-
migungsverfahren oder zur Flexibilisierung 
der Ladenöffnungszeiten vollautomatisierter 
Verkaufsstellen.

Auch mit unseren Entschließungsanträgen 
haben wir deutlich gemacht, wohin sich Nie-
dersachsen entwickeln muss: zu einem Land, 
das Mobilität technologieoffen denkt, digitale 
Kriminalität wirksam bekämpft, die stationäre 
und ambulante Pflege stärkt und wirtschaftli-
che Dynamik wieder ermöglicht. Niedersach-
sen braucht keine Politik, die vor allem verwal-
tet und bremst. Niedersachsen braucht eine 
Politik, die ermöglicht.
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Zur Verantwortung einer starken Opposition 
gehört auch parlamentarische Aufklärung. Der 
Untersuchungsausschuss zur Gehaltsaffäre in 
der Niedersächsischen Staatskanzlei hat ge-
zeigt, wie wichtig beharrliche Kontrolle ist. Am 
Ende stand nicht nur ein erheblicher Vertrau-
ensverlust in das Regierungshandeln, sondern 
auch der vorzeitige Rücktritt des Ministerprä-
sidenten. 

Mit dem neu eingesetzten Untersuchungs-
ausschuss zum Justizskandal im Verantwor-
tungsbereich der Niedersächsischen Justiz-
ministerin werden wir nun ebenso konsequent 
aufklären. Es muss lückenlos offengelegt wer-
den, wie ein korrupter Staatsanwalt über Jahre 
hinweg Informationen an die Drogenmafia wei-
tergeben konnte. 

Doch unser Blick richtet sich nicht nur auf Feh-
ler der Vergangenheit. Entscheidend ist, wie 
wir Niedersachsen wieder nach vorne bringen. 
Dafür braucht es einen grundlegenden Poli-
tikwechsel: mehr Zutrauen in die Menschen, 
mehr Freiheit für die Kommunen, weniger Bü-
rokratie und einen Staat, der ermöglicht, statt 
überall zu bevormunden.

Ein zentrales Beispiel ist die Förderpolitik des 
Landes. Rot-Grün hat ein Dickicht aus Pro-
grammen, Anträgen, Nachweisen und Auflagen 
geschaffen. Wir wollen diese Förderaristokra-
tie beenden. Mehr als 2.000 Förderprogramme 
gehören auf den Prüfstand. Über 100 kommu-
nale Förderprogramme wollen wir vollständig 
abschaffen und die Mittel stattdessen direkt an 
die Kommunen geben.

Denn vor Ort wissen die Verantwortlichen am 
besten, was gebraucht wird. Unsere Land-
rätinnen und Landräte, unsere Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeister brauchen keine 
Misstrauensverwaltung aus Hannover. Sie 
brauchen verlässliche Mittel, klare Zuständig-
keiten und die Freiheit, pragmatisch zu han-
deln. Wer kommunale Selbstverwaltung ernst 
nimmt, muss den Kommunen auch etwas zu-
trauen.

Genau deshalb ist die Kommunalwahl 2026 
der nächste entscheidende Schritt. Unserem 
früheren Landesvorsitzenden Wilfried Has-
selmann wird der Satz zugeschrieben: „Die 
Staatskanzlei gewinnt man über die Rathäu-
ser.“ Dieser Satz ist heute aktueller denn je. In 
den Städten, Gemeinden und Landkreisen ent-
scheidet sich, ob Menschen der Politik wieder 
zutrauen, konkrete Probleme zu lösen.

Machen wir die Kommunalwahl 2026 deshalb 
zu einem starken Signal gegen die verfehlte 
rot-grüne Landespolitik. Stärken wir unsere 
Kandidatinnen und Kandidaten vor Ort. Zeigen 
wir, dass die CDU die Kommunalpartei Nie-
dersachsens ist. Und schaffen wir damit die 
Grundlage für den Regierungswechsel bei der 
Landtagswahl 2027.

Niedersachsen kann mehr. Niedersachsen ver-
dient mehr. Packen wir es gemeinsam an.
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Bericht aus dem 
Deutschen Bundestag

Wir entlasten Wirtschaft und Bürger durch 
niedrigere Energiekosten: 
Seit 2026 sinken Netzentgelte, die Gasspei-
cherumlage entfällt und die Stromsteuer liegt 
dauerhaft auf EU‑Mindestniveau. Gastrono-
miebetriebe profitieren weiter von 7 % Mehr-
wertsteuer. Wegen gestiegener Spritpreise 
wurde die Mineralölsteuer kurzfristig um rund 
17 Cent pro Liter gesenkt. Ein Industriestrom-
preis unterstützt energieintensive Branchen. 
Mit dem Investitionsbooster können Unterneh-
men bis 2027 verstärkt investieren, ab 2028 
sinkt die Körperschaftsteuer schrittweise. Ab 
2027 folgt eine Einkommensteuerreform für 
niedrige und mittlere Einkommen.

Die sozialen Sicherungssysteme werden mo-
dernisiert: 
Das Bürgergeld wurde durch eine neue Grund-
sicherung ersetzt, die stärker auf Vermittlung 
setzt und strengere Sanktionen vorsieht. 2026 
folgt die Grundsicherung II mit neuen Hinzu-
verdienstregeln. Das Rentenpaket I stärkt die 
Altersvorsorge mit Aktivrente, Riester‑Reform, 
gesicherter Haltelinie und Mütterrente III ab 
2027. Weitere Reformen (Rentenpaket II) wer-
den vorbereitet. Für die Reform der gesetzli-
chen Krankenversicherung haben wir einen 
Maßnahmenkatalog vorgelegt, der die Finan-
zierungslücke schließen kann. Die Einsparun-
gen betreffen alle Bereiche, stabilisieren die 
Beiträge und entlasten so auch die Lohnneben-
kosten.

Energiewende technologieoffen meistern:
Für die Energiewende sorgen eine neue 
Kraftwerkstrategie, gesetzlich ermöglichte 
CO₂‑Speicherung sowie beschleunigte Verfah-
ren für Geothermie und Wasserstoffinfrastruk-
tur. Der Ausbau von Solar- und Windenergie 
wird weiter vorangetrieben.

In der Mobilität setzen wir auf Technologie-
offenheit: 
Auch nach 2035 bleiben Plug-in-Hybride, Ran-
ge Extender und effiziente Verbrenner möglich, 
während E‑Mobilität weiter gefördert wird – ab 
2026 mit 3 Mrd. Euro für bis zu 800.000 Elek-
troautos. Ladeinfrastruktur, Bahn und ÖPNV 
werden gestärkt, das Deutschlandticket gesi-
chert und Trassenpreise gesenkt. Der Luftver-
kehr wird durch weniger Auflagen und niedri-
gere Gebühren entlastet.

Infrastruktur modernisieren:
Deutschlands Infrastruktur ist veraltet. Mit 
einer Modernisierungsoffensive von 500 Mil-
liarden Euro – davon 100 Milliarden für die 
Länder – sollen Straßen, Brücken, Schienen 
und Wasserwege erneuert werden. Anfang De-
zember 2025 wurden 16 Bundesstraßen- und 
sieben Autobahnprojekte freigegeben. Auch 
der Wohnungsbau wird durch den Bau‑Turbo 
beschleunigt: Kommunen können von starren 
Vorgaben abweichen, was bereits zu mehr Bau-
genehmigungen führt.

Die irreguläre Migration wird konsequent 
eingedämmt:
Die Asylzahlen sind deutlich rückläufig, u.a. 
durch erweiterte Grenzkontrollen, einge-
schränkten Familiennachzug, schnellere Ver-
fahren zu sicheren Herkunftsstaaten und die 
Reform des europäischen Asylsystems (GEAS). 
Mit der Abschaffung der Turbo-Einbürgerung 
unterstreichen wir den Stellenwert einer ge-
lungenen Integration. Erst nach fünf Jahren 
können Ausländer nun einen deutschen Pass 
beantragen.

Stärkung der Wehrhaftigkeit: 
Dazu wurde ein moderner Wehrdienst einge-
führt. Mit beschleunigten Beschaffungsprozes-
sen und höheren Verteidigungsausgaben wird 
die Bundeswehr umfassend modernisiert und 
besser gegen Spionage, Sabotage und Cyberan-
griffe geschützt.

Die Landwirtschaft wird entlastet: 
Agrardiesel wird ab 2026 vollständig erstattet, 
die Stromsteuer sinkt, Tierhaltungsprogram-
me werden verlängert und Saisonarbeitskräfte 
können länger versicherungsfrei arbeiten. Eine 
Exportstrategie stärkt „Made in Germany“, und 
neue Regeln im Jagdrecht ermöglichen eine 
klare Handhabung beim Wolfsschutz.
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Bericht aus dem
Europäischen Parlament

Unser vereintes Europa steht so sehr unter 
Druck wie seit Langem nicht mehr. Unsere Si-
cherheit ist bedroht, unsere wirtschaftliche 
Stärke herausgefordert, unsere demokrati-
schen Ordnungen werden von innen und au-
ßen angegriffen. Autokratische Regime stellen 
die regelbasierte internationale Zusammen-
arbeit infrage, hybride Bedrohungen zielen 
auf die Stabilität unserer Gesellschaften und 
Desinformationen vergiften zunehmend den 
öffentlichen Diskurs. Gleichzeitig verschärfen 
sich globale Machtkonflikte, technologische 
Abhängigkeiten werden zu strategischen Risi-
ken. Hinzu kommen Herausforderungen wie 
irreguläre Migration, Energieversorgung und 
Klimawandel, die nur gemeinsam europäisch 
bewältigt werden können. Die Frage, ob Europa 
seine Interessen selbstbewusst vertreten kann, 
entscheidet sich jetzt. Selten zuvor stand so viel 
auf dem Spiel: unser Leben in Freiheit und Si-
cherheit, unser Wohlstand und unser europäi-
sches Gesellschaftsmodell. Kein EU-Mitglied-
staat ist stark genug, um in dieser Weltordnung 
allein erfolgreich zu bestehen. Nur ein geeintes 

und handlungsfähiges Europa kann unsere Le-
bensweise sichern und gestalten.
In der Fraktion der Europäischen Volkspartei 
(EVP) engagieren wir uns für ein Europa, das 
konsequent für unsere Werte eintritt: für De-
mokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte 
und die Würde jedes Einzelnen. Unser Leitbild 
ist ein Europa, das seine Entscheidungsstruk-
turen reformiert, Blockaden überwindet und 
dort mit qualifizierten Mehrheiten entscheidet, 
wo Einstimmigkeit lähmt. Wir engagieren uns 
für ein Europa, das seine Verteidigungsfähig-
keit nachhaltig stärkt, seine Wettbewerbsfä-
higkeit konsequent ausbaut und technologisch 
souveräner wird. Die Europäische Union muss 
ein starker und global führender Forschungs- 
und Innovationsstandort bleiben. Nur wenn 
Industriepolitik, Innovation und Klimaschutz 
gemeinsam gedacht werden, kann Europa 
auch künftig eine wirtschaftliche Führungsrol-
le übernehmen und zugleich seine ehrgeizigen 
Klimaziele erreichen. Ebenso geht es darum, 
die Landwirtschaft zukunftsfähig, nachhaltig 
und wettbewerbsstark aufzustellen.
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Regionale Zuständigkeiten 
unserer Europa-Abgeordneten

I N  N I E D E R S A C H S E N

Jens Gieseke
Osnabrück-Emsland,  
Ostfriesland und Oldenburg

David McAllister
Elbe-Weser, Hannover sowie Bremen

Lena Düpont
Nordostniedersachsen, Südniedersachsen 
und Braunschweig

 � Koordinatorin im Ausschuss für Bürgerliche Freiheiten, 
Justiz und Inneres (LIBE)

 � stellv. Mitglied im Ausschuss für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung (AGRI)

 � Mitglied im Sonderausschuss für den Europäischen 
Schutzschild für die Demokratie (EUDS)

 � Vorsitzende der Arbeitsgruppe Schengen & Borders
 � Innen- und migrationspolitische Sprecherin der CDU/
CSU-Gruppe

Europa-Büro 
Steinweg 5
38518 Gifhorn
Tel.: 05371 9373873

E-Mail: wahlkreis@lena-duepont.eu
Website: www.lena-duepont.eu

 � Koordinator im Ausschuss für Verkehr und  
Tourismus (TRAN)

 � Stellv. Mitglied im Ausschuss für Umweltfragen, 
öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicher-
heit (ENVI)

 � Stellv. Vorsitzender im Ausschuss für Verkehr und 
Tourismus

 � Stellv. Mitglied im Ausschuss für Industrie, For-
schung und Energie

Europa- und Wahlkreisbüro 
Hauptkanal links 42
26871 Papenburg
Tel.: 04961 9820999

E-Mail: jens.gieseke-office@europarl.europa.eu
Website: www.jens-gieseke.de

 � Vizepräsident der Europäischen Volkspartei (EVP)
 � Vorsitzender des Ausschusses für auswärtige Angelegen-
heiten (AFET)

 � Stellv. Mitglied im Ausschuss für internationalen Handel 
(INTA)

Europa-Büro
Alter Postweg 37
27624 Geestland
Tel.: 04745 931313

E-mail: david.mcallister@europarl.europa.eu
Website: www.david-mcallister.de
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Der nächste Mehrjährige Finanzrahmen von 
2028 bis 2034 muss den Fokus auf die Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit, der Forschung 
und des Binnenmarkts, eine verlässliche Fi-
nanzierung der Landwirtschaft und der Ko-
häsionspolitik sowie Investitionen in Sicher-
heit und Verteidigung legen. Zugleich müssen 
wir die richtigen Rahmenbedingungen für die 
Transformation der europäischen Automobil-
industrie hin zur Klimaneutralität schaffen. 
Dafür braucht es echte Technologieoffenheit, 
den konsequenten Ausbau der Ladeinfrastruk-
tur, die gezielte Förderung von Innovation und 
Forschung sowie einen spürbaren Abbau von 
Bürokratie.

Wir setzen uns entschlossen für niedersächsi-
sche Belange in Brüssel und Straßburg ein und 
bauen dabei auf eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit mit Kommissionspräsidentin Ursu-
la von der Leyen. Wir stehen für so viel Freiheit 
wie möglich, so wenige Regelungen wie nötig, 
soziale und ökologische Verantwortung sowie 
eine kluge Abwägung nationaler und europäi-
scher Interessen. 

David McAllister, Lena Düpont  
und Jens Gieseke MdEP
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